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  Wir erleben gegenwärtig eine Rückkehr der Politik. Diese Rückkehr irritiert, hatte man sie doch nicht mehr für möglich gehalten.


  Seit den 1980er-Jahren macht der Begriff der Politikverdrossenheit die Runde. Die Diagnose der Politikverdrossenheit bezieht sich nicht auf die Politiker, sondern wird von Politikern auf den Souverän der Verfassung bezogen, auf das Volk, genauer auf einen Teil des Volkes, nämlich auf die Bürgerinnen und Bürger, die sich nicht mehr an Wahlen beteiligen und sich nicht mehr für Politik interessieren. Und in der Tat: Die Politikverdrossenheit wächst. Die Zahl der Nichtwähler nimmt von Wahl zu Wahl zu. Dennoch beginnt sich etwas zu ändern, und das nicht unter der Oberfläche, versteckt, sondern vor unseren Augen: Die überraschende Bürgerbewegung »Stuttgart 21«, der Erfolg der Piraten-Partei und die Occupy-Bewegung sind erste Anzeichen dafür, dass der Souverän sich zurückmeldet und die ihm aus der Hand genommene Macht zurückverlangt. Selbst wenn es sich hierbei um vorübergehende Erscheinungen handeln sollte, so ist das politische Signal, das von ihnen ausgegangen ist, nicht mehr zu leugnen.


  Es gibt ein neues Interesse an Politik. Und das hat Folgen: für die Politiker und für die Politik. Aus Wahlbürgern werden Aktivbürger. Im Zuge dieser Veränderungen verkehrt sich die Situation: Aus den Anklägern von einst, den Politikern, werden die Angeklagten von heute. Die Debatte über die Politikverdrossenheit kippt um in eine Debatte über Politikerverdrossenheit. Im Wahlvolk nehmen der Frust und der Zorn über seine Repräsentanten zu, Vertrauen schwindet. Es gibt also ein neues Interesse an Politik. Aber gibt es auch eine neue Politik?


  Dieses Buch will dazu anregen, sich innerhalb dieser politischen Umbrüche auch mit neuen Ideen von Politik einzubringen. Es richtet sich an eine Leserschaft, die politisch interessiert und engagiert ist und Lust hat, neue Wege zu gehen und diese auch zu reflektieren.


  Um der Übersichtlichkeit und Lesbarkeit willen wurde auf einen Anmerkungsapparat verzichtet. Bibliografische Informationen zu den angeführten Autorinnen und Autoren sind am Ende des Buches aufgeführt.


  Jürgen Manemann


  I.

  

  Politik setzt die Fähigkeit des Zuhörens voraus.


  Wenn wir heute von der Rückkehr der Politik sprechen, dann darf diese nicht verwechselt werden mit der Rückkehr eines schon Bekannten. Die Politik von heute ist nicht identisch mit der Politik von gestern. Viele Zeitgenossen, insbesondere Vertreter und Anhänger der Piraten-Partei, sehen die neue Herausforderung der Politik in einem »Strukturwandel der Öffentlichkeit« (Jürgen Habermas). Die Netzgemeinde ist für sie der Ort, an dem Politik betrieben und entschieden wird. Die Revolutionierung der Politik besteht für sie in der Digitalisierung der Politik. Schaut man jedoch genauer hin, so zeigt sich, dass die gegenwärtige Rückkehr der Politik zwar durchaus von diesen neuen Formen der Kommunikation unterstützt, teilweise sogar durch sie digital initiiert wird. Aber trotz dieser Formen der Digitalisierung ist Politik alles andere als virtuell. Das verkennen die Piraten. Mit ihrer Konzentration auf die neuen Kommunikationstechniken nehmen sie das Entscheidende in den politischen Prozessen nicht wahr. Das Neue an der Politik ist nämlich etwas sehr Altes. Warum?


  Seit den Hochzeiten der Friedensbewegung in den 1980er-Jahren sind die öffentlichen Plätze weitestgehend aus der öffentlichen Aufmerksamkeit verschwunden – sieht man einmal von den Großdemontrationen der Anti-AKW-Bewegung ab. Gegenwärtig ist Politik jedoch wieder mit realen Orten verbunden, mit öffentlichen Plätzen. Bereits in der Polis, dem antiken Staat der Griechen, war der öffentliche Platz – die agora – der schlechthinnige Ort der Politik. Der New York Times-Journalist Michael Kimmelman vermerkt zu Recht, dass die politische Macht öffentlicher Plätze lange Zeit unterschätzt worden ist. Seit den Ereignissen auf dem Tahrir-Platz in Kairo und im Zuccotti-Park in New York hat sich allerdings die Wahrnehmung verändert. Kimmelman interpretiert diesen Wandel als Rückkehr zum Ursprung der Politik. Er sieht sogar in den vielfältigen Kommunikationsformen im Zuccotti-Park eine Rückkehr zur Polis en miniature. Erinnern wir uns:


  Im September 2011 wurde der Zuccoti-Park in New York okkupiert. Die Ortswahl war alles andere als beliebig. Der Zuccotti-Park gehört zu den Freiflächen, die Unternehmen in New York bereitstellen müssen, wenn sie ihr Gebäude in die Höhe aufstocken wollen. Benannt nach dem Vorstandsvorsitzenden der United Steel Corporation ist der Park zwar ein Park für die Bürger, aber er ist kein öffentlicher Park, für den städtische Verordnungen gelten. Ebenso wenig ist er ein Park, der bloßen Eigentümerrechten unterliegt. Während nun Kimmelman die Besetzung dieses Ortes beobachtete, musste er an den Philosophen denken, dem wir das Wort »Politik« verdanken: Aristoteles (384–322 v. Chr.). Dieser schrieb sein Buch »Politik« 350 v. Chr. Kimmelman fühlte sich an die griechischen Volksversammlungen erinnert, als er sah, wie die Demonstranten im Zuccotti-Park eine ihrer allgemeinen Versammlungen abhielten. Schon Aristoteles hatte darauf hingewiesen, dass die Größe einer idealen Polis durch die Möglichkeit begrenzt wird, den Schrei des Herolds zu vernehmen. Für Aristoteles war die menschliche Stimme direkt mit der zivilen Ordnung verbunden. Demgemäß erfordert eine aktive Bürgerschaft in einer echten Stadt eine Verständigung von Angesicht zu Angesicht. Sich an die Gedanken von Aristoteles erinnernd, avanciert der Zuccotti-Park für Kimmelman zu einer solchen Polis im Kleinen. Es ist vor allem die Praxis sogenannter mic checks, die diese Verbindung bei ihm aufblitzen lässt.


  Nun, was hat man sich unter dieser Praxis vorzustellen? Kimmelman berichtet davon, dass die Polizei den Gebrauch von Megafon untersagt hatte. Alternativ erfanden die Protestler die mic checks. Mic checks steht gewöhnlich als Abkürzung für Mikrofonproben. Während der Besetzung des Parks bezeichnen mic checks die Verbreitung von Verlautbarungen. Darüber hinaus wurden mic checks zum Instrument des Konsenses. Verlautbarungen wurden dadurch unter das Volk gebracht, dass man wiederholte, was ein Redner vortrug, und zwar Phrase für Phrase. Es war, so hebt Kimmelman hervor, als sprächen alle mit einer Stimme. Die Wiederholungen waren akribisch genau und gingen sehr langsam vonstatten. Nun stellte sich während dieser lautverstärkenden Praxis eine besondere Erfahrung ein, denn die mic checks erforderten, dass man anderen sehr genau zuhört, weil man das Gesagte ja exakt wiederholen musste. In den Gesprächen mit jungen Demonstranten wurde Kimmelman bewusst, welche Bedeutung diese Praxis für sie jeweils persönlich hatte. Viele junge Menschen machten zum ersten Mal die Erfahrung, was es heißt, zuzuhören. Dadurch wurde ihnen bewusst, so fährt Kimmelman fort, dass sie eine Fähigkeit besitzen, die sie sich selbst schon gar nicht mehr zugetraut hatten, da sie ihnen immer wieder abgesprochen wurde: sich auf etwas konzentrieren zu können. Und noch etwas erfuhren die Demonstranten: was Verstehen heißt.


  Diese Erfahrungen sind für die Fortdauer einer Demokratie von großer Bedeutung. Die modernen politischen Institutionen sind nämlich keine nach bloßen Regelwerken ablaufenden Apparate. Sie leben von dem kommunikativen In- und Output, den die Bürgerinnen und Bürger in sie stecken. Ohne diese Energien geht den demokratischen Institutionen der Atem aus. Motor der Kommunikation ist die immer wieder neue Infragestellung von eingefahrenen Prozeduren, Sicht- und Handlungsweisen. Darin besteht die Herausforderung der Demokratie.


  Demokratische Gesellschaften gründen in Praktiken gegenseitiger Anerkennung. Die Protestler in der Occupy-Bewegung erfahren sich nicht als eine anonyme Masse − so wurden sie häufig in den Medien charakterisiert −, sie entdecken sich als eine eigene Menge, als Menschen mit ähnlichen Interessen. Praktiken gegenseitiger Anerkennung beruhen auf bestimmten Grundfähigkeiten. Die Philosophin Martha C. Nussmann nennt folgende:


  »die Fähigkeit, mit anderen und für andere zu leben, andere Menschen zu verstehen und Anteil an ihrem Leben zu nehmen, verschiedene soziale Kontakte zu pflegen; […] sich die Situation eines anderen Menschen vorzustellen und Mitleid zu empfinden; […] Gerechtigkeit zu üben und Freundschaften zu pflegen«.


  Fehlen diese Grundfähigkeiten, ist Politik gefährdet.


  II.

  

  Kultur ist der neue Name für Politik.


  Burn-out«, »Depression« – Begriffe, die mittlerweile fester Bestandteil unserer Alltagssprache sind. Jeder von uns kennt Menschen, die darunter leiden.


  »Burn-out«, »Depression« – mit diesen Begriffen werden nicht bloß individuelle Leiden diagnostiziert. Es handelt sich um Begriffe, die gesellschaftsdiagnostische Relevanz besitzen.


  Angesichts massenhafter Ermüdungs- und Lähmungserscheinungen müssen wir die Frage stellen, ob unsere Gesellschaft Menschen krank macht.


  Immer mehr Menschen, vor allem junge, verlieren die Kontrolle über ihr eigenes Leben. Die Folgen sind Depressionen und Suizide. Manch einer mag sich fragen, ob diese Diagnose nicht allzu pessimistisch sei, gebe es doch viele Hinweise dafür, dass die Jugendlichen leistungsbereit, ehrgeizig und optimistisch seien. Und in der Tat: Viele Jugendliche wollen etwas aus sich machen. Sie schätzen Leistungsbereitschaft, Ehrgeiz und Optimismus. Solche Einstellungen stehen für ein erfolgsorientiertes Handeln. Dagegen ist zunächst einmal nichts einzuwenden. Wenn aber Jugendliche nur noch diese von der Gesellschaft prämierten Vor- und Einstellungen widerspiegeln, dann läuft etwas falsch. Jugend steht für Zukunft, und Zukunft muss immer auch etwas anderes sein, als das, was die Gegenwart ist. Eine Jugend ohne Wünsche, ohne den Gedanken, es möge doch anders werden, ist eine Jugend, der der Gedanke der Zukunft abhandengekommen ist. Eine solche Jugend hat ihre Jugendlichkeit verloren. Dieser Verlust der Jugendlichkeit steht aber mitnichten für Reife, dafür, dass Jugendliche bereits erwachsen geworden sind. Im Gegenteil, es steht zu befürchten, dass die Jugendlichen im Kindsein stecken bleiben. Warum?


  Leistungsbereitschaft, Ehrgeiz und Optimismus stehen für Erfolg. Erfolg kann nur in einer – wie der Schriftsteller Henry James (1843–1916) es einmal formulierte und wie es der Philosoph Cornel West weiterentwickelt hat – »Hotel-Zivilisation« zu einem Primärwert, einem Wert ersten Ranges aufsteigen. In einer »Hotel-Zivilisation« leuchten die Lichter zu jeder Zeit. Hat man sein Zimmer verlassen und kommt zurück, ist das Zimmer sauber. Man braucht nicht darüber nachzudenken, wer das Zimmer vom eigenen Schmutz gereinigt hat. »Hotel-Zivilisation« ist charakterisiert durch Komfort, Bequemlichkeit, Zufriedenheit. Eine »Hotel-Zivilisation« erzieht Menschen nicht zur Reife, sondern erzeugt Infantilität.


  Infantilität stärkt nicht. Sie schwächt. Und so ist es eben nicht verwunderlich, dass immer mehr junge Menschen die Kontrolle über ihr Leben verlieren. Mit steigendem Kontrollverlust wächst das Empfinden, aus der Gesellschaft ausgeschlossen zu sein. Das ist der Grund dafür, dass sich immer mehr Menschen in unserer Gesellschaft gedemütigt fühlen.


  Nun, wie reagieren Politiker auf diese Erfahrungen? Gar nicht.


  Drei Typen von Politikern prägen die Gegenwart: Da ist zum einen der Typ von Politiker, der den Menschen das Gefühl vermitteln möchte, er habe alles unter Kontrolle. Solche Politiker weisen auf eine permanente Bedrohung hin, steigern mithin stetig das Unsicherheitsgefühl in der Gesellschaft, um sich im selben Augenblick als diejenigen zu präsentieren, die der Gesellschaft Sicherheit garantieren. Gerade Politiker, deren Hauptinteresse der Innenpolitik gilt, führen sich gerne als Herren über den Ausnahmezustand auf. Entscheidungsfähigkeit gilt ihnen als politische Schlüsselkompetenz schlechthin. Ihr Motto lautet: Es ist wichtiger, dass entschieden wird, als was entschieden wird. Für diese Politiker haben parlamentarische Debatten allenfalls einen nachgeordneten Status, stehen Diskussionen doch eher für Ungewissheit und Unsicherheit. Vertrauen in der Gesellschaft wird durch denjenigen geschaffen, der aufgrund seiner Entscheidungskompetenz und -willigkeit das Chaos bändigt. Insbesondere Bundesinnenminister nutzen immer wieder die Gefahren des Terrorismus, um sich als Herren über den Ausnahmezustand zu präsentieren. Der CDU-Politiker Wolfgang Schäuble verkörperte diesen Typus in seiner Zeit als Bundesinnenminister (2005–2009) geradezu buchstäblich. Man denke etwa an die Debatte über die Schaffung eines Nationalen Sicherheitsrates. Auf diese Diskussion werde ich später noch zurückkommen. Aber auch Hans-Peter Friedrich, obgleich in den Medien immer wieder als »antiautoritär« charakterisiert, weiß sehr wohl, Gefahren, die vom Islam ausgehen, stärker hervorzuheben als die Chancen. Ebenso ist in diesem Zusammenhang auf Regierungspolitiker hinzuweisen, die den Faktor Zeit gegen die parlamentarische Debatte stark machen und die Euro-Krise an dem Parlament vorbei zu lösen versuchen. Auch sie stehen für diesen Typ des entscheidungsaktivistischen Machtpolitikers.


  Neben diesen Machtpolitikern gibt es Politiker, die die Menschen nicht überfordern wollen, weil sie ihnen letztlich nicht allzu viel zutrauen. Echte Solidarität und Mündigkeit – diese Fähigkeiten sprechen sie der Mehrheit der Bürgerinnen und Bürger ab. Solche Politiker verfolgen eine paternalistische Politik. Sie unterstützen alles, was hilft, Unruhe von den Menschen fernzuhalten. Insofern geben sie sich teilweise durchaus religionsfreundlich. Ohne die »Krücke« Religion, so die Ansicht dieser Politiker, kommen unmündige Menschen nicht durchs Leben. Wichtig sei jedoch, dass die Religionen sich auf ihren privaten Platz – die Kirche, die Synagoge und die Moschee – und die Fürsorge beschränken. Bekanntlich lasse sich ja mit der Bergpredigt keine Politik machen. Dieser Satz, zuerst von Otto von Bismarck formuliert, wurde und wird nicht zuletzt vom Altbundeskanzler Helmut Schmidt (SPD) immer wieder zitiert. Politiker, die diesen Satz sprechen, schätzen die zivilreligiöse Funktion von Religion. Ihr Motto lautet: Kirche – ja! Reich Gottes – nein! Auch wenn diese Politiker, wohl wissend um den Einfluss von Religionen, diese in ihre Verantwortung nehmen wollen, um Religionskonflikte einzuhegen, so nehmen sie die Religionen und auch die Mehrheit der Menschen letztlich nicht wirklich ernst.


  Neben diesen beiden Politikertypen lässt sich eine dritte Figur ausmachen. Es ist gerade dieser Typ, der zurzeit die Politik, genauer: den Politikbetrieb beherrscht. Politiker dieses Typs betreiben Politik technokratisch. Sie geben sich optimistisch-pragmatisch, konzentrieren sich auf ökonomische Fragestellungen. Der politische Diskurs wird hier fast ausschließlich um das Problem der Wirtschaft gruppiert. Diese Politiker weisen immer wieder darauf hin, dass eine florierende Wirtschaft nicht nur auf der Erkenntnis beruht, dass jeder etwas tun kann und zupacken muss, sondern dass erfolgreiches Wirtschaften auch eine bestimmte Mentalität voraussetzt: Optimismus. Optimismus steht aber nicht für Pathos, für Leidenschaft. Die Kanzlerin, Angela Merkel, verkörpert diesen optimistisch-pragmatischen Politikstil. Hier ließen sich jedoch auch viele andere Beispiele aus CDU, SPD und FDP nennen. Die Partei, die diese Position allerdings am stärksten vertritt, ist die FDP. Allen voran Philipp Rösler (FDP) und Christian Lindner (FDP). Ihr Credo kann auf die griffige Formel »Fördern und Fordern« gebracht werden. Fördern– sicherlich, finanzielle Absicherung gegen Armut ist wichtig, wer wollte das ernsthaft bestreiten; aber die Forderung des Forderns geht ins Leere, wenn Menschen sich unfähig fühlen, ihr Leben zu leben. Die Forderung nach Eigenverantwortung kann angesichts der sich ausbreitenden psychischen Beschädigungen nur als zynisch bezeichnet werden. Dennoch plädieren diese Politiker immer wieder für mehr Eigenverantwortung. Mit dieser Forderung nach Forderung insinuieren sie, dass sozial Schwache letztlich ja selbst schuld an ihrer Situation seien. Statt den Menschen zu zeigen, dass ihre Probleme die Probleme vieler anderer Menschen sind, dass sie – mit anderen Worten – gesellschaftliche Probleme sind, wird ein ganzer Apparat von Experten, Sozialarbeitern usw. mobilisiert, um den Leidenden einzureden, sie hätten ihre Probleme selbst verschuldet. Dadurch entledigen sich Politik und Gesellschaft dieser Probleme.


  Menschen benötigen nicht bloß finanzielle Ressourcen. Und sie suchen auch nicht nur Arbeit, insbesondere herabgewürdigte Menschen suchen nach Anerkennung. Sie sind hungrig nach Identität, Sinn und Selbstachtung. Dies ist insbesondere für junge Menschen entscheidend. Um Eigenverantwortung übernehmen zu können, müssen Menschen ein starkes Selbst ausgebildet haben. Dafür brauchen sie nicht nur ökonomische und soziale, sondern auch kulturelle und religiöse Ressourcen. Aus diesem Grund muss Politik, vor allem Sozialpolitik, sich heute mehr als eine kulturelle Aufgabe verstehen. Materielle Güter sind wichtig zum Leben. Sie sichern uns nicht zuletzt das physische Überleben, aber sie sind kein Selbstzweck. Der Mensch strebt als Mensch ein gutes Leben an.


  Menschen ist auch nicht damit geholfen, wenn ihnen Optimismus gepredigt wird. Optimismus, das spüren Menschen, hilft nicht in Krisensituationen. Warum nicht? Optimismus beinhaltet die Forderung, positiv zu denken. Optimismus ist der bewusste oder unbewusste Versuch, Krisen zu überspielen. Der Dramatiker Heiner Müller (1929–1995) hat dies treffsicher formuliert: »Optimismus ist Mangel an Information.« Optimismus und Nihilismus, Sentimentalität und Zynismus – das sind nicht zwei unterschiedliche Modi, sondern jeweils zwei Seiten einer Medaille.


  Sicherlich, die ökonomische Dimension ist alles andere als ein gesellschaftliches Randphänomen, aber sie ist nicht das einzige und vielleicht auch nicht das dringendste Problem, unter dem Menschen, vor allem junge Menschen, gegenwärtig leiden. Die Kraft zum Zupacken haben nur diejenigen, die in der Lage sind, ihr Leben zu gestalten. Denjenigen, die durchaus in Arbeit stehen, sich aber dennoch unfähig fühlen, ihr Leben zu leben, ist damit nicht geholfen. Es reicht deshalb nicht aus, sich auf Produktion und Konsum zu berufen. Die Politik liefert sich damit lediglich der Ökonomie aus. Statt eine florierende Wirtschaft und die Schaffung von Arbeitsplätzen als höchste Ziele auszugeben, hätte Politik sich mehr auf die öffentliche Kommunikation über die tiefen Anliegen der Menschen und die Partizipation der Bürgerinnen und Bürger zu besinnen. Diese Aufgabe könnte auch die sich in unserer Gesellschaft ausbreitende »demokratische Melancholie« (Pascal Bruckner) durchbrechen helfen.


  Angesichts der Ermüdungs- und Lähmungserscheinungen in der Gesellschaft wäre Politik als Anerkennungspolitik auszuarbeiten. Diese zielt nicht nur auf soziale Gerechtigkeit. Es geht heute nämlich nicht nur um einen Mangel an Haben. Dringlicher scheint das Problem eines Mangels an Sein zu sein: an Anerkanntsein. Zum Leben benötigt der Mensch nicht nur Güter, die er zum Überleben braucht, sondern auch Möglichkeiten, Grundfähigkeiten zu erwerben, um ein gutes, ein sinnvolles Leben führen zu können. Ein sinnvolles Leben ist ein Leben, in dem man sich aktiv mit Aufgaben beschäftigt, die auch für andere Menschen von Bedeutung sind. Dadurch erfährt der Mensch Anerkennung. Wer Anerkennung erfährt, dem wird eine Ahnung zuteil, was ein sinnerfülltes Leben ist.


  Sinn – im emphatischen Verständnis – ist nicht etwas, was der Einzelne für sich allein finden kann. Sinnvoll ist nur etwas, das auch für andere sinnvoll ist. Das heißt nicht, dass nur etwas sinnvoll sein kann, das alle anderen auch als sinnvoll erachten. Sinn ist keine Frage, über die die Majorität abstimmt. Nichtsdestotrotz kann sinnvoll nur sein, was nicht nur für mich, sondern auch für andere von Bedeutung ist. Sinn setzt deshalb eine soziale Teilhabe voraus. Soziale Teilhabe ist aber nicht ein Nebeneinander-Herleben. Soziale Teilhabe basiert auf bestimmten Grundfähigkeiten und setzt bestimmte Grundverständnisse voraus: Wir müssen eine gemeinsame Sprache sprechen. Wir müssen in der Lage sein, den anderen verstehen zu können. Das heißt, wir müssen mit ihm Bedeutungshorizonte teilen. Wir müssen mitfühlen können. Wir müssen in der Lage sein, uns einfühlen zu können … Kurzum: Es bedarf einer Kultur des Zusammenlebens.


  Schaut man in die Reden der Politiker oder in die Programme der Parteien, so wird Kultur zwar immer wieder zitiert, sie bleibt dennoch meist nur ein Anhängsel der Politik oder verschmilzt mit dem Begriff der Nation. Dabei sind Kulturen unsere Wohnstätten. Sie überzeugen uns davon, dass das eigene Leben und das des Anderen des Lebens wert sind. Kulturen sind zwar Menschenwerke, die uns Werkzeuge zur Verfügung stellen, mit denen wir lernen, zusammenzuleben. Aber wir haben sie nicht hergestellt, wie wir anderes um uns herum herstellen. Kulturen sind nicht von uns erfunden worden. Deshalb sind Kulturen auch nicht etwas, das wir beliebig manipulieren können. Wir sind Teil der Kultur. Verändert sich die Kultur, so verändern wir uns. Kommen uns Kulturen abhanden, so kommen wir uns selbst abhanden. Kulturen verändern unsere Gesellschaft. Diese Kraft zu Veränderung steckt in Kulturen, weil diese immer mehr enthalten, als wir sind.


  Es reicht deshalb auch nicht aus, wie etwa DIE GRÜNEN meinen, den künftigen Generationen eine ökologische und soziale Umwelt zu hinterlassen. Gerade junge Menschen und die künftigen Generationen benötigen auch kulturelle und religiöse Umwelten. Wir verhalten uns parasitär, wenn wir unsere Angewiesenheit auf diese Traditionen nicht erkennen. Und nicht nur das. Es sind die komplexen, vielfach gebrochenen kulturellen und religiösen Traditionen, die unsere Welt immer wieder neu mit nichthergestelltem Möglichkeitssinn aufladen.


  Die Notwendigkeit kultureller Arbeit wird durch ein Gespräch angezeigt, das Die Zeit mit einer der wichtigsten Anführerinnen der Studentenproteste in Frankreich im Jahre 2006, Julie Coudry, und einem Student aus Heidelberg, Florian Lux, führte. Das Gespräch endet mit folgenden Sätzen:


  »ZEIT: Welche Träume haben Sie beide?


  Coudry: Keine Träume, keine Idole.


  Lux: Große, generelle Träume? Nein, keine.


  ZEIT: Gar keine? Anders gefragt: Wie wollen Sie in zehn Jahren leben?


  Lux: Wenn ich das wüsste.


  Coudry: Das ist ja das Schicksal unserer Generation: Wir wissen das nicht mehr.«


  Angesichts dieser Diagnose ist heute das geflügelte Wort des Publizisten Walter Dirks (1901–1991), wonach Politik der neue Name für Kultur sei, umzukehren: Kultur ist der neue Name für Politik.


  III.

  

  Politik ist keine Klientelpolitik.


  Die Erfinder der Politik waren die Griechen. Diese haben auch die Perspektive der Politik vorgegeben: Politisches Handeln heißt nach Aristoteles, das Leben menschlicher zu machen und zu erhalten. Politik hat deshalb zentral mit dem Gemeinwohl zu tun. Ein Handeln, das sich von bloßen Partikularinteressen und bloßen Parteiinteressen leiten lässt, hat aus diesem Grund nichts mit Politik zu tun. Politik ist nur Politik, wenn sie auf das Gemeinwohl hin orientiert ist.


  In diesem Sinne hat Politik mit dem Ganzen zu tun. Das unterscheidet politisches Handeln von einem Handeln, das nur auf bestimmte Personenkreise beschränkt ist, etwa die eigene Familie, die Verwandtschaft oder die Nachbarschaft. Eine Politik, die sich in erster Linie als Einsatz für eine bestimmte Klientel versteht, ist keine Politik. Das wissen wir alle auch nur allzu gut. Aus diesem Grund ist der Begriff »Interessenpolitik« das negative Label für eine Politik, die sich nur dem Parteiinteresse oder persönlichen Interessen verdankt. Dennoch wird auch von »legitimer Interessenpolitik« gesprochen. Wer diese für sein politisches Handeln in Anspruch nimmt, tut dies meist mit Blick auf das nationale Interesse oder, wie häufig von dem CSU-Vorsitzenden Horst Seehofer reklamiert, im »bayerischen Interesse«. Dass jedoch das Nationale oder das Bayerische unter der Hand wiederum mit dem der Partei identifiziert wird, verwundert nicht allzu sehr.


  In der gegenwärtigen Debatte wird insbesondere der FDP vorgeworfen, sie bediene in erster Linie eine bestimmte Klientel, als da sind Zahnärzte, Hoteliers, Unternehmen – sogenannte Besserverdiener. Und in der Tat: FDP-Politiker verstehen sich heutzutage zuallererst als Wirtschaftspolitiker. Das war in der Vergangenheit der Partei anders. Hildegard Hamm-Brücher und Gerhard Baum standen für einen politischen Liberalismus, dessen Augenmerk dem Schutz des Bürgers vor den Übergriffen des Staates galt. Das Interesse der heutigen FDP als einer Wirtschaftspartei dient vorwiegend den Interessen der Arbeitgeber. Da sich die FDP immer wieder als Wirtschaftspartei in der Öffentlichkeit präsentiert, besteht die Gefahr, dass liberale Politik zur Klientelpolitik verkommt.


  Dass die FDP für eine Klientelpolitik anfälliger ist als andere Parteien, zeigt auch ein Blick in ihr neues Grundsatzprogramm: die »Karlsruher Freiheitsthesen«. Dort wird natürlich zu Beginn das Eintreten für die Freiheit aller Menschen hervorgehoben. Welcher Bürger würde das nicht unterschreiben wollen? Aber welche Freiheit ist gemeint? Im Grundsatzprogramm wird Freiheit zunächst klassisch liberal spezifiziert: Die Freiheit ist die Freiheit des Einzelnen. Diese Freiheit des Einzelnen wird näherhin bestimmt als Leben ohne fremden Zwang. Was aber ist ein »Leben ohne fremden Zwang«? Eine Freiheit ohne Hindernisse? Gemeint ist hier natürlich nicht ein Leben ohne Hindernisse und ohne Zwang. Eine solche Vorstellung wäre völlig lebensfern.


  Wenn die FDP von Freiheit als einem Leben ohne Zwang spricht, dann geht es ihr nicht um die generelle Freiheit von Zwängen, sondern um die Freiheit von Zwängen, die mir von Dritten einseitig auferlegt werden. Wenn ich ein fremdbestimmtes Leben führe und meine Bedürfnisse nicht befriedigen kann, bin ich unfrei. Freisein von Zwängen heißt im liberalen Sinne, nur die Zwänge zuzulassen, die ich selbst gewählt oder denen ich meine Zustimmung gegeben habe. Ohne Zwänge, das wissen auch die FDP-Politiker, kann der Einzelne nicht leben, da er ja nicht allein auf der Welt lebt.


  Dennoch: Wer so argumentiert, der halbiert das Leben. Auch ein FDP-Politiker kommt nicht daran vorbei, anzuerkennen, dass es im Leben Zwänge gibt, die der Einzelne nicht selbst gewählt hat: seine Eltern, sein Geschlecht, sein Umfeld, in dem sie oder er aufwächst, seine Religion … Es gibt also keine Freiheit im Sinne eines Lebens ohne fremden Zwang. Und das sollte gerade derjenige wahrnehmen, der FREIHEIT großschreiben will. Zudem steht derjenige, der sich Freiheit als ein Leben ohne fremden Zwang einredet, in der Gefahr, nicht mehr von der Freiheit aller Menschen zu reden, sondern von der Freiheit einiger weniger, die es sich leisten können, ein möglichst unabhängiges Leben zu führen, oder die meinen, ein solches zu führen.


  Und ein Weiteres fällt auf, wenn man sich mit dem Politikverständnis der Liberalen auseinandersetzt: Die Basis des Zusammenlebens ist für die FDP die Wirtschaft. Die Wirtschaft steht immer an erster Stelle. So heißt es im Grundsatzprogramm, dass die FDP eine »selbstbestimmte(n) verantwortungsbewusste(n) Teilhabe in der Wirtschaft, Politik und Bürgergesellschaft« anstrebt. Diese Reihung setzt falsche Prioritäten. An erster Stelle sollte nicht die Teilhabe in der Wirtschaft stehen, auch nicht die in der Politik, sondern die Teilhabe an der Bürgergesellschaft. Der Bürgergesellschaft oder, um ein anderes Wort zu gebrauchen, der Zivilgesellschaft kommt gegenüber der Wirtschaft und auch der Politik echte Priorität zu. Sie ist die Basis der anderen Sphären. Das sieht die FDP anders. Für sie ist die Basis des gesellschaftlichen Zusammenlebens die Wirtschaft.


  Eine gute Wirtschaftspolitik ist aus Sicht der FDP die beste Sozialpolitik. Sozialpolitik kostet nämlich viel Geld. Und das Geld hierfür muss erst einmal erwirtschaftet werden. Die Gleichung »Wirtschaftspolitik = Sozialpolitik« ist richtig, wenn damit zum Ausdruck gebracht werden soll, dass ein Staat Geld benötigt, um sozial Schwache zu unterstützen. Ohne eine florierende Wirtschaft fehlt Geld, das für soziale Hilfe benötigt wird. Aber die Formel wird bereits brüchig, wenn man den Blick weitet, wenn die Rede von Wirtschaft sich nicht nur auf mittelständische Unternehmen, auf Familienunternehmen bezieht, sondern auch transnationale Konzerne in den Fokus nimmt. Unbeachtet bleibt in den liberalen Überlegungen die Frage, ob der Staat nicht gerade Geld für eine Sozialpolitik braucht, um die Probleme abzufedern, die erst durch die Wirtschaft verursacht worden sind. Gravierender als diese Anfragen ist jedoch die Einsicht, dass die Voraussetzung des zugrunde gelegten Politikverständnisses falsch ist: Die Wirtschaft ist nicht, wie suggeriert wird, die Basis des Sozialen. Es ist genau andersherum: Die Wirtschaft lebt von Voraussetzungen, die sie selbst nicht garantieren kann. Wirtschaftliches Handeln basiert auf Werten und Haltungen, die in der Lebenswelt erlernt werden. Ohne ein gewisses Maß an Vertrauen funktioniert ökonomisches Handeln nicht. Verträge, die Unternehmer miteinander schließen, sind niemals wasserdicht. Es bleibt ein Rest eines Vertrauensvorschusses, den die Vertragspartner einander gewähren. Der Begriff »Kredit« (von lat. credere; credo: ich glaube, ich vertraue) meint genau dies. Unternehmen sind deshalb nicht nur auf finanzielle Kredite angewiesen, sondern auch auf diesen Kredit, auf Vertrauen. Die Wirtschaft ist also mehr auf das Soziale bezogen als das Soziale auf das Wirtschaftliche.


  Das hat übrigens schon der Begründer der sozialen Marktwirtschaft, Alfred Müller-Armack (1901–1978), hervorgehoben. Er besaß ein Sensorium für die Verschränkung des Kulturellen mit dem Ökonomischen. Und so leitete er die Werte und Gewissheiten unseres Zusammenlebens nicht aus der Marktwirtschaft ab, sondern sah in der Marktwirtschaft eine Form des ökonomischen Handelns, die den geistigen Werten der Kultur entspricht. Eine freie politische Ordnung verlangt auch eine freie ökonomische Ordnung. Soziale Marktwirtschaft stand für ihn für eine Vision jenseits der Alternativen von Wirtschaftslenkung und Marktwirtschaft.


  Wer diese Einsichten ernst nimmt, der betrachtet die Wirtschaft nicht als eine von allen anderen Sphären, der Politik und der Gesellschaft, abgelöste Form, sondern als in Gesellschaft und Kultur eingebettete Sphäre.


  Die FDP will des Weiteren den Staat als Rechtsstaat stärken – ein originäres liberales Interesse. Aber der bloße Rechtsstaat reicht nicht aus, um Freiheit zu garantieren. Der Rechtsstaat ist auf die Sicherung von Freiheit und Eigentum ausgerichtet. Da diese Absicherung jedoch sozio-ökonomische Ungleichheiten nicht ausgleicht, sondern festschreibt und fördert, ist der Rechtsstaat um die sozialstaatliche Dimension erweitert worden. Aus diesem Grund ist Deutschland ein »demokratischer und sozialer Bundesstaat« (GG Art. 20,1). Ohne einen »sozialen Rechtsstaat« (GG Art. 28) gibt es keine Chancengleichheit.


  Wenn Wirtschaftspolitik dominiert, wird Politik dem Konsumismus und Ökonomismus ausgeliefert. Dann avancieren Werte, die in der Wirtschaft gelten – Leistung, Erfolg, Konkurrenz –, zu Primärwerten zwischenmenschlicher Interaktionen. Hier sei an Einsichten von Adam Smith (1723–1790), dem »Vater« der Marktwirtschaft, erinnert. Er formulierte in seiner »Theorie der ethischen Gefühle« 1759:


  »Mag man den Menschen für noch so egoistisch halten, es liegen doch offenbar gewisse Prinzipien in seiner Natur, die ihn dazu bestimmen, an dem Schicksal anderer Anteil zu nehmen, und die ihm selbst die Glückseligkeit dieser anderen zum Bedürfnis machen, obgleich er keinen anderen Vorteil daraus zieht, als das Vergnügen, Zeuge davon zu sein. Ein Prinzip dieser Art ist das Erbarmen oder das Mitleid, das Gefühl, das wir für das Elend anderer empfinden, sobald wir dieses entweder selbst sehen, oder sobald es uns so lebhaft geschildert wird, dass wir es nachfühlen können. Dass wir oft darum Kummer empfinden, weil andere Menschen von Kummer erfüllt sind, das ist eine Tatsache, die zu augenfällig ist, als dass es irgendwelcher Beispiele bedürfte, um sie zu beweisen; denn diese Empfindung ist wie alle anderen ursprünglichen Affekte des Menschen keineswegs auf die Tugendhaften und human Empfindenden beschränkt, obgleich diese sie vielleicht mit der höchsten Feinfühligkeit erleben mögen, sondern selbst der ärgste Rohling, der verhärtetste Verächter der Gemeinschaftsgesetze ist nicht vollständig dieses Gefühles bar.«


  Die Bürgergesellschaft beruht sowohl auf einer sympathischen, also das Gemeinsame, als auch auf einer empathischen, also das Unterscheidende anerkennenden Solidarität zwischen Bürgern.


  Politik ist keine Klientelpolitik. Das Leitbild eines demokratischen Politikers ist das des Volksvertreters. Das Leitprinzip politischen Handelns lautet: Der Politiker ist zu allererst dem Gemeinwohl verpflichtet. Das Gemeinwohl verpflichtet darauf, dass nicht Einzelinteressen oder Gruppeninteressen, auch nicht Parteiinteressen das Gesamtinteresse unterminieren. Als Leitsatz gilt: Der Politiker muss unabhängig sein. Seine Urteils-, Entscheidungs- und Handlungsfähigkeit darf nicht eingeschränkt werden. Ein Politiker darf nicht nur nicht korrupt sein, er muss sogar den Anschein der Korruption vermeiden. Jegliche persönliche Vorteilnahme ist zu unterbinden. Der Politiker muss sein Handeln nach politischen Werten ausrichten, als da sind Freiheit, Gleichheit, Gerechtigkeit, Solidarität, Toleranz … Nichtpolitische Wertvorstellungen, die etwa private Lebensvorstellungen betreffen, gehören allerdings nicht dazu.


  Aus diesen Leitperspektiven ergeben sich konkrete Handlungsmaximen: Der Politiker muss gesetzestreu sein, sein Vermögen und seine Funktionen öffentlich machen, Geschenke sind zu unterlassen, Spenden offenzulegen. Entscheidungen dürfen keinen eigenen finanziellen Vorteil mit sich bringen …


  Politisches Handeln bedarf aber der Kenntnis verschiedener Interessen. Dazu muss der Politiker sich mit Interessenvertretern treffen. Hier gilt es jedoch, zwischen gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Interessenvertretungen zu unterscheiden. Gesellschaftliche Interessenvertretungen, etwa Bürgerinitiativen, bringen Politikern Wünsche von Bürgerinnen und Bürgern zu Gehör. Stiftungen, die sich mit einzelnen Problemfeldern, Förderungen im Bildungsbereich, der Bekämpfung von Krankheiten etc. widmen, sensibilisieren und beraten Politiker in diesen Bereichen. Die Kirchen, auch wenn sie häufig den Eindruck vermitteln, in erster Linie ihren eigenen Vorteil zu suchen, und andere Nichtregierungsorganisationen treten nicht primär für eigene Interessen ein, sondern für die Interessen derjenigen, die keine Lobby haben. Davon zu unterscheiden sind wirtschaftliche Interessenvertretungen. Dazu zählen intermediäre Organisationen wie etwa Wirtschaftsverbände und vor allem die Lobbyisten. Lobbyisten werden dafür bezahlt, bestimmte wirtschaftliche Interessen erfolgreich durchzusetzen. Lobbyarbeit ist legal. Politiker sollten sich jedoch auch vor Lobbyismus schützen. Dazu könnte ein Lobbyregister eingeführt werden, durch das Lobbyisten gleichsam akkreditiert werden – so die Forderung von Transparency International.


  Politisches Handeln als gemeinwohlorientiertes Handeln muss den Bürgerinnen und Bürgern in der Gesellschaft unabhängig von ihrem Status zunächst einmal Güter bereitstellen, die ein jeder zum Überleben benötigt. Neben Nahrungsmitteln gehören dazu eine medizinische Grundversorgung, ein rechtlicher Schutz, der Sicherheit gewährt, eine Wohnung … Damit die Bürger aber auch selbst handlungsfähig sein können, bedarf es mehr zum Leben, als man zum Überleben braucht. Gemeinwohlorientiertes Handeln zielt auch auf ein gutes Leben. Dazu bedarf es bestimmter kultureller Voraussetzungen.


  Politik, die auf das Gemeinwohl zielt, versteht sich als Mitarbeit an den Bedingungen, die gegeben sein müssen, damit den vielen unterschiedlichen Gruppen in der Gesellschaft, aber auch jedem Einzelnen ein besseres Erreichen seiner Fähigkeiten und Hoffnungen ermöglicht wird. Politik bedeutet, mitzuarbeiten an der Schaffung eines gesellschaftlichen Zustandes, der sowohl dem allen gemeinsamen Wohl dient, als auch dem Einzelnen helfen kann, das, was er unter einem guten Leben versteht, zu erstreben. Zudem beinhaltet das Gemeinwohl eine Solidarität mit den zukünftigen Generationen. Auch ihnen gegenüber gilt es, so zu leben, dass sie später eine Welt vorfinden, in der auch ihnen die Güter des Gemeinwohls zur Verfügung stehen. Politik, die sich dem Gemeinwohl verpflichtet fühlt, weiß sowohl um die Gefahren eines Individualismus als auch um die Gefahren eines Kollektivismus. Gemeinwohlorientierte Politik ist die Suche nach einem Weg jenseits dieser Ideologien, nach Perspektiven, die das Ganze und die Teile, die Gesellschaft und die Individuen nicht gegeneinander ausspielen. Wer sich um das Gemeinwohl kümmert, der muss seine Wahrnehmung für die Interessen und Bedürfnisse des Nächsten schärfen. Der Nächste meint hier aber nicht ein Familienmitglied oder Verwandten, auch nicht den Nachbarn. Mit dem Nächsten ist derjenige gemeint, der auf meine Solidarität angewiesen ist. Der Blick auf das Gemeinwohl, auf das Wohl aller, verlangt deshalb insbesondere die Interessen von Minderheiten zu berücksichtigen und derjenigen, die überhaupt keine Lobby haben.


  Gemeinwohlorientierte Politik betrachtet Parteien nicht als Fraktionen, sondern als Teile eines Ganzen. Gegenüber dem Fraktionszwang erinnert sie unermüdlich an Art. 38 des Grundgesetzes:


  »(1) Die Abgeordneten des Deutschen Bundestages werden in allgemeiner, unmittelbarer, freier, gleicher und geheimer Wahl gewählt. Sie sind Vertreter des ganzen Volkes, an Aufträge und Weisungen nicht gebunden und nur ihrem Gewissen unterworfen.«


  Aber auch die Bürgerinnen und Bürger haben Gemeinwohlpflichten. Zu diesen gehört die Pflicht, nur die Politiker zu wählen, die sich auch für das Gemeinwohl engagieren.


  


  IV.

  

  Politik wurzelt in der Verschiedenheit der Menschen.


  Aristoteles definierte den Menschen als ein politisches Lebewesen. Das Politischsein des Menschen hebt sich von der Sozialität der Tiere dadurch ab, dass der Mensch sprach- und vernunftbegabt ist. Mit seiner Sprache kann der Mensch sich Vorstellungen vom Richtigen und Falschen, vom Gerechten und Ungerechten machen. Der Streit darüber ist der Motor der Politik. Es war die jüdische Denkerin Hannah Arendt (1906–1975), die an diese Bestimmungen anknüpfte, um dann allerdings neue Perspektiven aufzuzeigen. Für Arendt war klar, dass das Politischsein des Menschen nicht so zu verstehen ist, dass dem Menschen das Politischsein bereits von seiner Geburt an zukommt. Das Politischsein entsteht nämlich erst dadurch, dass Menschen anderen Menschen begegnen, die sich von ihnen unterscheiden. Dabei geht es nicht um Zweierbeziehungen. Eine partnerschaftliche Beziehung zwischen zwei Menschen, die sich lieben, basiert nicht auf einem fairen Umgang miteinander, sondern darauf, dass der eine für den anderen mehr zu geben bereit ist, als dieser verlangen kann. Politische Beziehungen hingegen unterscheiden sich von sozialen Beziehungen dadurch, dass ein Dritter mit seinen Interessen die Zweierbeziehung aufbricht und ebenfalls Ansprüche stellt. Wer Politik treibt, der kann sich den Ansprüchen Dritter nicht verschließen. Er muss Maßstäbe entwickeln für Problemlösungen, die auf Fairness beruhen.


  Das Politischsein des Menschen entsteht also erst in einem solchen Raum der Begegnung, in dem unterschiedliche Ansprüche von Menschen gleichzeitig anzutreffen sind. Politik ist deshalb nicht etwas, das in uns ist, sondern das, was zwischen uns geschieht. Ohne dieses Zwischen und ohne die Verschiedenheit der Menschen untereinander gäbe es also gar keine Politik. Hannah Arendt hat es auf den Punkt gebracht: Wer Pluralität aufhebt, löst Politik auf. Die Ausgangsfrage der Politik lautet deshalb: Wie sollen wir zusammen leben?


  Politik zu betreiben, ist eine Herausforderung. Die Erfahrung von Pluralität ist nämlich schmerzhaft, konfrontiert sie mich doch mit anderen Perspektiven; sie ist aber auch befreiend, weil sie meine verengten Blickweisen durchbricht. Aus diesem Grund ist es nicht verwunderlich, dass es in der Politik Bestrebungen gibt, dieser Herausforderung auszuweichen. So haben sich einige CDU-Politiker zu dem »Arbeitskreis Engagierter Katholiken« (AEK) zusammengeschlossen, um das Fundament der CDU zu sichern. Sie möchten,


  »dass sich die Politik wieder stärker auf die Fundamente römisch-katholischen Glaubens, insb. das christliche Menschenbild besinnt und sich wieder stärker an der u. E. verbindlichen Grundordnung, die uns die Heilige Schrift vermittelt, orientiert«. (aek-online.de/wir.htm, 10.12.2012)


  Nicht zuletzt ein Schwund von katholischen Wählern, die immer noch die Stütze der CDU sind, lässt Katholiken in der CDU aufhorchen. Nun möchte der AEK keine christliche Politik betreiben, sondern »Politik aus christlicher Verantwortung«. Nichtsdestotrotz wird Pluralität als Bedrohung wahrgenommen, und somit besteht die Gefahr, dass hier in erster Linie eine Politik von und für Christen angestrebt wird. Wäre dem so, dann würde Pluralität schlussendlich aufgehoben und damit der Politik ihr Fundament, die Verschiedenheit, entzogen werden.


  Heißt das aber nun, dass eine christlich fundierte Politik notwendigerweise antipolitisch, weil antipluralistisch ist? Keineswegs! Eine christlich inspirierte Politik müsste sich als Garant der Verschiedenheit der Menschen verstehen. Der Anschein der Rechthaberei läge ihr fern. Eine christlich fundierte Politik würde an den biblischen Gott erinnern. Dieser steht für eine Einheit im Himmel, die eine Vielheit auf Erden erschaffen hat. Das biblische Gottesgedächtnis christlich fundierter Politik besitzt zudem ein Wissen davon, dass Gott nicht zum Besitz einer bestimmten Gruppe herabgestuft werden darf. In diesem Sinne gilt, dass mein Gott nur mein Gott sein kann, wenn er ebenso dein Gott ist. Vertreter einer solchen christlich fundierten Politik sähen sich nicht als Konkurrenten Andersgläubiger, sondern als Garanten ihrer Andersheit. Religionsfreiheit wäre das Zentrum einer christlich fundierten Politik. Die Anerkennung der Religionsfreiheit ist nicht zuletzt eine Frucht des christlichen Glaubens, der jeglichen Zwang in Glaubensfragen verbietet. Die Würde der Person geht auch nach katholischem Verständnis dem Recht auf religiöse Wahrheit voraus.


  Eine solche christlich fundierte Politik würde Politiken der Feindschaft radikal infrage stellen. Letztere unterteilen die Menschen in Freunde und Feinde. Ihre Welt ist dualistisch, aufgefächert in Gut und Böse, Licht und Finsternis, guter Gott und schlechter Gott. Die Anziehungskraft solcher Stereotypen resultiert aus der Einfachheit, mit der die Welt zergliedert wird. Gegenüber dualistischen Freund-Feind-Politiken würde eine christlich fundierte Politik darauf hinweisen, dass jeglicher Dualismus mit dem Glauben an den einen und einzigen Gott unvereinbar ist. Dieser Glaube ist nämlich durch und durch antidualistisch. Der Sinn des Glaubens an die Einzigkeit Gottes liegt nicht, wie der katholische Theologe Hans Zirker gezeigt hat, in der bloßen Behauptung,


  »daß es nur einen Gott gebe statt vieler, sondern in seiner Bestimmung der menschlichen Welt: daß sie nicht gespalten sein soll im Widerstreit göttlicher Mächte und in der Verteilung unterschiedlicher Herrschaftsregionen, nicht zerrissen in einem unüberwindbaren Dualismus von Licht und Finsternis, von gutem und bösem Sein, nicht endgültig pluralisiert in der antagonistischen Selbstbehauptung der Völker«.


  Wenn das »C« in der CDU für eine solche Politik steht, dann ist sie als CDU auch für Anhänger anderer Religionen wählbar.


  Damit wir als Bürger handlungsfähig bleiben, benötigen wir mehr zum Leben, als wir zum Überleben brauchen. Ein gemeinwohlorientiertes Handeln zielt auf ein gutes Leben. Ein gutes Leben ist ein Leben, das hilft, personale Identität auszubilden und Sinn zu finden. Der Philosoph Axel Honneth hat aufgezeigt, dass wir ohne Anerkennung kein Selbstvertrauen, keine Selbstachtung und Selbstschätzung ausbilden können. Politik, die auf das Gemeinwohl zielt, muss ihr Handeln aus diesem Grund auch als eine kulturelle Aufgabe verstehen.


  Menschen werden letztlich nur als Menschen anerkannt, wenn sie als Individuen in ihrer Andersheit gewürdigt werden. Der Einzelne will nicht nur als Mensch, sondern als Atheist, als Jude, Muslim, Christ, Agnostiker … anerkannt werden. Diese Anerkennung lässt sich nicht auf den Raum des Privaten beschränken. Wäre dem so, so wäre Politik der Raum, in dem die Identität von Menschen halbiert werden würde. Diese Gefahr besteht in einer liberalen Perspektive, die für »die größtmögliche Trennung zwischen Kirche und Staat« (FDP) eintritt. Aber auch in der SPD machen sich Stimmen breit, die einem Laizismus das Wort reden. Diese haben sich mittlerweile in dem Arbeitskreis der »Laizistinnen und Laizisten in der SPD« gesammelt. Die Mitglieder dieses Arbeitskreises, allen voran der haushaltpolitische Sprecher der SPD, Carsten Schneider, kämpfen für die Anerkennung des Arbeitskreises in der SPD. In diesem Kreis wird eine Reihe von Vorurteilen gegenüber den Religionen bedient. Die Heiligen Schriften der Religionen, so liest man, seien keine Basis für ein Miteinander. Im Gegenteil. Sie dienten letztlich der Spaltung der Gesellschaft. Der Kreis versteht sich als Sprachrohr aller nichtkonfessionell Gebundenen und steht seinem Selbstverständnis nach in der großen Tradition des Humanismus, der Aufklärung und der Arbeiterbewegung der SPD.


  Die Neutralität, die hier eingefordert wird, steht für eine abstrakte Politik, abstrakt, weil sie Identitätsfragen der Bürgerinnen und Bürger nivelliert. Diese Entdifferenzierung macht Politik farbenblind. Menschen möchten in ihrer Andersheit anerkannt werden. Eine farbenblinde Politik kann Differenz nicht anerkennen. Auch wenn sie nicht Differenz abschaffen, sondern privatisieren will, so nimmt dieser Laizismus sich doch wohl nur ernst, wenn er sich auch eingesteht, Differenz in der Öffentlichkeit unsichtbar machen zu wollen. So aber lösen die Laizisten Verschiedenheit auf. Die Unfähigkeit, Differenz wahrzunehmen, wird bereits dadurch deutlich, dass der Arbeitskreis sich als Sprachrohr der Konfessionslosen versteht und dabei wie selbstverständlich voraussetzt, dass alle Konfessionslosen areligiös sind.


  Sicherlich, sowohl das Verhältnis von Staat und Kirche als auch das Verhältnis von Religion und Politik muss immer wieder neu verhandelt werden, und dabei ist nicht nur auf die Anerkennung der Andersheit, auf die Religion und Kultur des Anderen, zu achten, sondern auch eine in Kultur und Religion eingeschriebene Differenz zu retten, die eine Einzigartigkeit in der Andersheit des Anderen markiert. Der Andere darf schließlich nicht in seiner Andersartigkeit bzw. Andersheit eingesperrt sein, nur so nehme ich ihn in seiner Einzigartigkeit wahr. Das heißt, weder die Religion noch die Kultur dürfen zum alleinigen Identitätsmarker erklärt werden. Der Andere lässt sich nie einfach aus dem jeweiligen religiösen und kulturellen Horizont ableiten. Er steht immer auch quer zu all diesen Festlegungen. Seine Würde bedeutet auch die Weigerung, auf Kultur oder Religion reduziert zu werden. Keine Kultur kann, wie der Philosoph Rémi Brague formuliert hat, die Würde einer Person beanspruchen. Dies gilt auch für die Religion. Politik als kulturelle Aufgabe widersteht somit Versuchen, Kulturen und Religionen als geschlossene Einheiten zu zementieren.


  Wem religiöse oder kulturelle Standortgebundenheit per se verdächtig ist, der sieht seine Aufgabe darin, Politik von diesen störenden Einflüssen reinzuhalten. Alles, was anders ist, soll ausgeschlossen werden. Diese Politiker wollen Politik immunisieren. Man weiß jedoch, dass Immunisierungen sich irgendwann gegen sich selbst wenden und Autoimmunreaktionen zur Folge haben.


  Politik ist immer auch Identifikationspolitik – das wird häufig in den genannten liberalen und laizistischen Positionen unterschlagen. Religiöse Politiker wollen Religion vor der Kritik retten, aber dadurch retten sie ihre Religion nicht. Im Gegenteil. Sie werden, wenn auch wider Willen, zu Beschleunigern ihres Endes. Die Religionskritiker unter den Politikern hingegen erkennen nicht, dass ein Großteil ihrer Kritik sich der Religion selbst verdankt. Die Kritik an der Religion wurde nicht von den Religionslosen erfunden, sondern von den Religiösen.


  Religionen sind einerseits Bestandteil der Gesellschaft, andererseits liegen sie außerhalb der Gesellschaft. Sie existierten bereits, bevor diese Gesellschaft existierte, und so bieten sie über die gesellschaftlichen Plausibilitäten hinaus neue und andere Horizonte. Eine liberale Gesellschaft ist nur liberal, wenn sie offen ist. Sie ist aber nur offen, wenn sie eine Öffnung besitzt. Religionen können solche Öffnungen sein. Sie durchbrechen die Eindimensionalität unserer Gesellschaft, indem durch sie die Gegenwart plötzlich von Vergangenem heimgesucht und unterbrochen wird.


  Politik wurzelt in Verschiedenheit. Eine religiös-kulturell fundierte Politik bedeutet nicht notwendigerweise die Auflösung der Pluralität. Im Gegenteil! Eine christlich fundierte Politik, die Pluralität sichern will, tut dies nicht aus Resignation oder strategischen Erwägungen heraus. Ihre Mission ist nicht die Missionierung, sondern der Wille, alles für alle zu wollen, oder anders formuliert: das Gemeinwohl zu fördern.


  V.

  

  Die Ethik der Machtpolitik ist die Ordnung.


  In der Politik geht es erstens um Macht, zweitens um Macht und drittens um Macht« – so formulierte einst einer der Begründer der Politikwissenschaft, Ernst Fraenkel. Angesichts dieser Definition ist es nicht verwunderlich, dass viele Bürger der Ansicht sind, dass Politiker Machtmenschen sein müssten. Was ist von dieser Zuschreibung zu halten?


  Politik hat viele Facetten. Das Wort beinhaltet eine Mannigfaltigkeit, die immer wieder zu Missverständnissen führt. Häufig meinen wir sehr Unterschiedliches, wenn wir von Politik reden. Die Angelsachsen haben es da besser. Sie besitzen drei Begriffe, um verschiedene Formen politischen Handelns zu unterscheiden. Politics steht für politische Prozesse, policy für politische Inhalte und polity für die politischen Strukturen. Für unseren Zusammenhang schlage ich folgende Differenzierungen vor:


  Wenn wir im Allgemeinen von Politik sprechen, dann beziehen wir uns auf ein klares Sachgebiet. Dieses umfasst vor allem die Regierung (Exekutive) und das Parlament (Legislative, bestehend aus Bundestag und Bundesrat). Die Regierung als auch das Parlament zielen auf die Herstellung von Ordnung, wobei durchaus unterschiedliche Ordnungsvorstellungen vorherrschen und debattiert werden. Diese Ordnungspolitik verfolgt jedoch keinen Selbstzweck. Der Staat in der liberalen Demokratie ist zum Schutz des Individuums da und nicht umgekehrt das Individuum für den Staat. Regierungspolitik hat mithin die Aufgabe, menschliches Zusammenleben zu ermöglichen, und das heißt, zu regeln.


  Regierungspolitik ist verantwortlich für Ordnungsverhältnisse. Als solche ist Regierungspolitik Machtpolitik, da Ordnungsverhältnisse Machtverhältnisse sind. Machtverhältnisse sind notwendig. Wer wollte das ernsthaft bestreiten? Wir sind darauf angewiesen, weil Macht Ordnung schafft und so Normalität ermöglicht. Voraussetzung von Normalität ist Sicherheit. Wer jedoch Sicherheit garantieren will, der muss auch Freiheit reglementieren. Die Herstellung der Balance zwischen Sicherheit auf der einen und Freiheit auf der anderen Seite ist immer wieder Grund hitziger innenpolitischer Debatten.


  Macht ist jedoch nur so lange politisch, wie sie auf ein gutes Zusammenleben zielt, mit einem anderen Wort, auf das Gemeinwohl ausgerichtet ist. Verliert Macht diese Orientierung, schlägt sie um in Herrschaft und Gewalt. Der Philosoph Thomas Hobbes (1588–1679) unterscheidet in seinem Werk »Leviathan« (1651) zwei unterschiedliche Formen von Gewalt: »violence« und »common power«. Gewalt (violence) ist, anders als Macht, stumm. Macht übt zwar immer auch Gewalt (common power) aus, aber sie beruht nicht auf Gewalt (violence). Politik ohne Polizei wäre ohnmächtig. Es ist die Gewalt (violence), die Regierungspolitik als Machtpolitik von bloßer Herrschaftspolitik unterscheidet. Macht ist offen, Herrschaft schließt ab. Herrschaft tendiert zur Totalität. Politik ist Machtpolitik, aber keine Herrschaftspolitik. Regierungspolitik losgelöst vom Parlament kippt um in Herrschaft. Es ist das Parlament, das die kommunikative Dimension von Macht offenbart. In der Kommunikation der Macht ist ihre Legitimität begründet.


  Jegliche Beschränkung der Macht des Parlaments ist ein Indiz für die Gefahr, dass politische Macht zur Herrschaft zu verkommen droht. Aus dieser Perspektive betrachtet, wird die Brisanz des Handelns der Regierung Merkel offenbar, wenn in einem Sondergremium Entscheidungen über die Rettung des Euro unter Hinweis auf die drängende Zeit am Parlament vorbei getroffen werden. Die Brisanz wird nicht dadurch abgemildert, dass dieses Gremium durch den Bundestag legitimiert worden ist. Die Richter des Bundesverfassungsgerichtes haben dieses Vorgehen zu Recht einer scharfen Kritik unterzogen. Ein solches Gremium, so die Richter, müsse die Mehrheitsverhältnisse im Bundestag widerspiegeln.


  Macht bedeutet, Entscheidungskompetenz zu besitzen. Nicht alle Diskussionen können so lange geführt werden, bis am Ende ein klares Ergebnis steht. Der Politiker besitzt eine Entscheidungskompetenz, von der er Gebrauch machen muss. Zwei Gefahren gehen allerdings mit dieser Kompetenz einher: Der Politiker wird »Entscheidungsaktivist« (Marie-Christine Kajewski), das heißt, er legt mehr Wert darauf, dass entschieden wird, aber wenig Wert darauf, was entschieden wird. Oder der Politiker wird zum Spieler. Als Spieler sieht er jede Entscheidung als eine Sache des Risikos an. Dabei ist er sich aber sehr wohl bewusst, dass das Risiko, wie der Philosoph Zygmunt Bauman scharfsinnig bemerkt hat, sich auf das bezieht, was der Spieler tut, nicht auf das, was ihm widerfährt, denn nur der Spieler trägt das Risiko. Dass Politik zum Spiel verkommen kann, wird durch die Tatsache gefördert, dass der Politiker keine Haftung für Fehlentscheidungen zu tragen hat. Die einzige Konsequenz, die ihm droht, besteht darin, dass er abgewählt wird.


  Politiker sind zwar im Besitz der Macht, aber deshalb sind sie noch lange keine Machtmenschen. Viele Bürger unterstellen dennoch mit einer Selbstverständlichkeit, dass Politiker, weil Politik ja immer mit Macht zu tun hat, Machtmenschen seien. Das hat ein Zweifaches zur Folge: Zum einen beleidigen sie damit den Politiker, da Macht in der Alltagssemantik als Herrschaft des einen über den anderen verstanden wird. Mit einer solchen Aussage wird folglich insinuiert, dass man als Politiker schon in gewisser Weise einen schlechten Charakter haben müsse. Ergo: Je erfolgreicher ein Politiker in der Politik ist, desto schlechter ist er als Mensch. Politiker kennen diese Meinungen nur allzu gut, weshalb auch erfolgreiche Politiker häufig den Eindruck erwecken wollen, sie gehörten nicht zur sogenannten politischen Kaste. Karl Theodor zu Guttenberg (CSU) hat diese Rolle hervorragend zu spielen gewusst, indem er in der medialen Öffentlichkeit die Suggestion aufkommen ließ, dass ihn edlere Motive treiben würden.


  Zum anderen werden Politiker durch die allgemein vorherrschende Ansicht, sie seien Machtmenschen, von der moralischen Verantwortung entbunden. Der Bürger, der so spricht, sieht nämlich Politik als ein bloßes Geschäft an, bei dem man sich notwendigerweise die Hände schmutzig machen müsse. Die Moral des Politikers sei schließlich die Moral der schmutzigen Hände. Ein solches Verständnis geht davon aus, dass Moral sich aufsplittert in eine Pluralität von Moralen, und eine davon sei eben die Moral der Politik. Damit wird der Eindruck erweckt, als gebe es eine in sich stehende, autonome Moral der Politik, die völlig losgelöst sei von einer allgemeinen Moral. Die Moral der Politik hat in der Tat eigene Gesetzmäßigkeiten, wie auch die der Wirtschaft, aber sie fällt deswegen nicht aus dem Bereich der allgemeinen Moral heraus. Der Konflikt auf dem Feld der Politik liegt folglich nicht darin, dass hier weniger Moralität herrscht, sondern bestimmte Notwendigkeiten. Wohl auf keinem anderen Feld wird einem Menschen der Spielraum des Handelns so vorgegeben wie auf dem Feld der Politik. Wenn ein Politiker in eine Wahl geht und gegen einen bereits stattfindenden Krieg votiert, so kann es sein, dass er nach der Wahl dennoch den Krieg nicht sofort beenden kann. Das hat mit Notwendigkeiten, aber nicht mit der Moral der schmutzigen Hände zu tun. Ein Machtmensch hat hingegen ein libidinöses Verhältnis zur Macht. Er liebt die Macht um ihrer selbst willen. Er will sie behalten und ihren Ort besetzen. Regierungspolitiker haben dagegen Macht nur auf Zeit. Sie dürfen die Orte der Macht nicht besetzen. Sie sind schließlich keine Könige mehr.


  In der Demokratie besitzt niemand die Macht allein. Die Macht geht vom Volk aus. In der Demokratie wird das Volk aber nicht als Einheit, als »Eines« vorgestellt. »In Wirklichkeit setzt sich das empirische Volk nämlich aus den Vielen zusammen.« Es ist »das Volk aus Fleisch und Blut mit seinen Individuen« (Paolo Flores d’Arcais). Aus diesem Grund hat Demokratie ihren Lebensnerv nicht im Konsens, sondern im Dissens. Die Demokratie ist in dem Sinne zukünftig, als in ihr das Versprechen grundgelegt ist, das wirkliche Volk als »das Ensemble der streitenden Individuen« (Paolo Flores d’Arcais) ernst zu nehmen. Darin besteht die demokratische Herausforderung.


  VI.

  

  Die Ethik der Bürgerpolitik ist die Veränderung.


  Politik ist Machtpolitik. Macht ist aber nicht etwas, das in sich Bestand hat. In der Physik gibt es schließlich auch keine Kraft ohne Widerstand. Ebenso gibt es in der Politik keine Macht ohne Gegenmacht. Macht ist aus diesem Grund immer instabil, flüssig, weil sie nicht ohne Widerstand existiert. Auch für Politik als Macht- und Ordnungspolitik gilt, dass sie stetig von anderer Macht durch- und unterbrochen wird.


  Der Soziologe Ulrich Beck unterscheidet zwei Arten der Politik: politisches Handeln, das sich von Regeln leiten lässt und somit Ordnung sichert, und eine Politik, eine Gegenmacht, die die Ordnungspolitik stört. Diese Störung besteht, um mit Beck zu reden, in einem Handeln, das Regeln verändert, indem es die Regeln der Ordnung destabilisiert und transformiert.


  Die Ethik der Machtpolitik ist die Ordnung, die Ethik der Bürgerpolitik ist die Veränderung, ihr Ort ist die Zivilgesellschaft. Die Zivilgesellschaft gilt allenthalben als der Raum, in dem die Bürgerinnen und Bürger öffentlich mit- und füreinander handeln. Regierungspolitiker, Unternehmer, Lobbyisten sind nicht Teile der Zivilgesellschaft. Die Zivilgesellschaft – das sind Bürgerinitiativen und Nichtregierungsorganisationen. Auch die Kirchen sind Akteure in diesem Feld – wenngleich es sich im Blick auf die katholische Kirche nicht immer so eindeutig verhält, da der Heilige Stuhl Völkerrechtssubjekt und Vatikanstadt ein Staat ist. Somit können beide, Heiliger Stuhl und Vatikan, auch für die katholische Kirche auf der staatlichen Ebene agieren.


  Wer wissen will, was der Kern der Politik ist, der muss wissen, was es mit dieser Störung der Ordnung und ihren Regeln auf sich hat. Die Veränderung, um die es hier geht, ist ein widerständiges Handeln, das nicht eindeutig zu lokalisieren ist. Während Politik als Machtpolitik ein klar umrissenes Sachgebiet ist, charakterisiert es gerade diese Störung, dass sie nicht klar abgrenzbar ist. Sie ist weder auf einen bestimmten Ort in der Zivilgesellschaft beschränkt noch lässt sie sich auf ein bestimmtes Sachgebiet reduzieren. Die Störung entsteht durch einen plötzlichen Zusammenprall unterschiedlicher Ansichten, durch einen clash of views. Durch diesen Zusammenprall wird Reibung erzeugt, durch Reibung entsteht Hitze. Hat die Hitze eine bestimmte Temperatur, der Streit eine bestimmte Intensität erreicht, so entstehen Fronten und Gruppen. Die Störung ist aber nur solange eine politische Störung, wie sie die Weigerung enthält, den Gegner jenseits der Frontlinie als Feind zu denunzieren. Die Orte der Störung wechseln, weil immer wieder neue Fragen Hitze und damit Streit entfachen. Über Jahrzehnte waren Intellektuelle gewiss, dass die Religionen bereits soweit privatisiert seien, dass sie für die Politik hierzulande keine wirkliche Rolle mehr spielen würden. In der Gegenwart zeigt sich jedoch, dass das religiöse Feld immer wieder neu zum politischen Feld wird. Man denke nur an die Diskussionen über das sogenannte Kruzifixurteil, den Kopftuchstreit, das sogenannte Beschneidungsurteil. Generell gilt: Alle sozialen Felder können jederzeit politische Felder werden.


  Die Störungen der Politik durch Formen des Protests und des Widerstandes sind der Motor von Politik. Politik ist um ihrer selbst willen darauf angewiesen. Ansonsten würde sie entweder zur bloßen Herrschaft verkommen oder zum bloßen Geschäft werden oder nur noch Verwaltung sein.


  Politiker, die den Staat wie ein Unternehmen führen, versuchen, diesen gegen Störungen zu immunisieren. Politiker, die so denken und handeln, sehen sich als Manager, die alle vier Jahre ihre Bilanz offenlegen und bei positivem Ergebnis auf Wiederwahl hoffen dürfen. Peer Steinbrück (SPD) steht für ein solches Politikverständnis. Er wird nicht müde, den Unterschied zwischen »gut gemeint« und »gut gemacht« hervorzuheben. Für das »gut gemacht« steht der politische Experte, der sich auskennt. Er hat den Über- und Durchblick. An seinen Ergebnissen möge man ihn messen. Der Staat ist aber nicht dazu da, Bürgerinnen und Bürgern die Verantwortung abzunehmen. Ein solcher Staat würde den Souverän, das Volk, entmündigen. Der Staat ist nicht »Vater Staat«. Regierungspolitik zeichnet sich dadurch aus, dass sie sich für die Anliegen und Vorschläge der Bürgerinnen und Bürger öffnet. Politik muss weniger output-, sondernmehr inputorientiert sein.


  Die politische Frage lautet, wie wir gut zusammen leben können. Dazu bedarf es bestimmter Werte und Tugenden. Demokratische Werte und Tugenden fallen jedoch nicht vom Himmel. Sie müssen gelebt und gefühlt werden. Die Orte, an denen Politik als Ordnungspolitik gestört wird, sind die Orte, an denen Menschen von demokratischen Werten ergriffen werden. Diese Orte sind es, an denen die Bürgerinnen und Bürger demokratische Tugenden immer wieder neu einüben: Toleranz, Gerechtigkeit, Freiheit, Solidarität. Erst durch eine wiederholende Praxis können die Werte auch die innere Haltung der Bürgerinnen und Bürger prägen. Diese Haltung ist zentral für die Demokratie. Was aber ist Demokratie?


  Von Winston Churchill stammt bekanntlich die Definition: »Demokratie ist die schlechteste Form des Regierens, abgesehen von allen anderen, die man bislang ausprobiert hat.« Diese Definition wurde und wird immer wieder bemüht, prominent von Altbundeskanzler Helmut Schmidt. Aber dadurch wird sie auch nicht richtiger. Demokratie ist in gewisser Weise ein Skandal, wie der Philosoph Jacques Rancière deutlich gemacht hat, da in der Demokratie nicht nur jede Stimme zählt, sondern jede Stimme auch gleich viel zählt. Demokratie ist die beste Regierungsform. Sie ist darüber hinaus mehr als eine Regierungsform. Sie ist eine Lebensform. Demokratie gründet in einer demokratischen Kultur, die sich auf dem Weg von der Intoleranz zur Toleranz, von der Toleranz zum Respekt vor dem Widerspruch und vom Respekt vor dem Widerspruch hin zum Glauben an die Werthaftigkeit der Verschiedenheit herausgebildet hat. Der Politikwissenschaftler Giovanni Sartori weist in diesem Zusammenhang darauf hin, dass eine demokratische Kultur zwar Toleranz voraussetzt, sich aber sogleich von dieser unterscheidet. Während Toleranz Werte respektiert, ist es der Pluralismus, der Werte postuliert. Er kann deshalb Pluralismus als ein Glaubenssystem bezeichnen, das an die Werte der Verschiedenheit und des Widerspruchs glaubt.


  Als Lebensform verlangt Demokratie den Menschen viel ab, vielleicht zu viel. Demokratie beinhaltet eine Demokratiepassion im doppelten Sinn: eine Leidenschaft für die Demokratie, aber auch ein Leiden an der Demokratie. Demokratie ist durch ein permanentes Überschreiten eigener Horizonte charakterisiert. Sie lebt vom Widerspruch: »Wo ein Widerspruch laut wird, dort, meint man, sei etwas falsch, statt zu begreifen, dass dort, wo kein Widerspruch vorliegt, etwas falsch sein muss« (Hermann Levin Goldschmidt). Der Streit steht in der Demokratie für ein erweitertes Denken. Er bricht angestaubte, blinde und auch ungerechte Konsense auf, indem er auf neue zielt. An dieser Stelle wird die tiefe Verbindung von Politik und Sprache einsichtig. Politik ist auf Sprache angewiesen. Damit ist mehr gemeint als die Kunst, zu überreden oder zu überzeugen. Prallen unterschiedliche Auffassungen aufeinander, dann bedürfen sie, um in ihrer Unterschiedenheit verstanden werden zu können, zunächst der Übersetzung in das jeweils eigene Denken. In diesen Prozessen entsteht so etwas wie ein kommunikativer Zwischenraum, der die Basis von Politik ist. Ohne diesen Zwischenraum gib es keine gemeinsame Welt.


  Bürgerpolitik widersteht jeglichem Versuch, Einheit zu zementieren. In diesem Sinne ist sie durch und durch demokratisch. Demokratische Politik ist in gewisser Weise ein Pleonasmus. Es gibt nämlich, wenn das bislang über Politik Ausgesagte triftig ist, keine Politik ohne Demokratie und keine Demokratie ohne Politik. Demokratie zielt nicht auf Volkwerdung, sondern auf das Mündigwerden der Menschen. Dazu gehört es, Unsicherheiten und Ungewissheiten standhalten zu können. Demokratie kann somit definiert werden als die »institutionalisierte Form des öffentlichen Umgangs mit Ungewissheit« (Helmut Dubiel).


  Gegenwärtig sind es die Piraten, die mit einer neuen Vision von Demokratie Politik machen: der liquid democracy (flüssige Demokratie). Es geht bei diesem Projekt nicht nur um die Verflüssigung demokratischer Strukturen. Liquid democracy verfolgt darüber hinaus


  »die Idee, das Parteiensystem durch eine Liquid Democracy abzulösen. Somit könnte der eigentliche Anspruch der Demokratie verwirklicht werden: Demokratie bedeutet, zu jeder Zeit gezielt zu einzelnen Themen verbindlich Stellung beziehen zu können und nicht nur alle vier Jahre die Wahl zwischen Parteien mit unverbindlichen Parteiprogrammen zu haben. Im Informationszeitalter haben sich die Voraussetzungen so verändert, dass demokratischer Diskurs auch in großen Gesellschaften potentiell möglich ist.«

  (wiki.piratenpartei.de/Liquid_Democracy, 10.12.2012)


  Zum Modell der liquid democracy gehört auch das delegierte Wählen (delegate voting). Das Modell enthält somit sowohl eine repräsentative als auch direkte Komponente. Erläutert wird es folgendermaßen:


  »Jeder Teilnehmer kann zu jedem Zeitpunkt für sich selbst entscheiden, wo auf dem Kontinuum zwischen repräsentativer und direkter Demokratie er sich aufhalten möchte. Jederzeit. Das bedeutet, dass ich als Teilnehmer beispielsweise sagen kann: ›Für Steuerrecht möchte ich gerne durch die Partei SPD, für Umweltpolitik durch die Partei die Grünen und für die Schulpolitik durch die Privatperson Herrn Müller vertreten werden. Für die Entscheidung über das neue Hochschul-Zulassungsgesetz an den Universitäten möchte ich aber selbst abstimmen.‹«

  (wiki.piratenpartei.de/Liquid_Democracy, 10.12.2012)


  All das findet natürlich über das Internet statt und setzt entsprechende Software voraus. Technisch ließe sich hier in der Tat bereits vieles umsetzen. Aber was für ein Verständnis vom Politiker liegt diesem Modell zugrunde? Wird der Politiker hier nicht zum bloßen Instrument des Wählers? Dann wäre er allerdings nicht mehr als eine Marionette. Letztlich könnte man dann das Parlament auch durch den Tele-Dialog (TED) ersetzen. Die entscheidende Frage lautet aber: Enthält die Vorstellung von der liquid democracy den Kerngedanken der Demokratie? Die Piraten sehen das so, geht es doch ihres Erachtens in der Demokratie um möglichst viel direkte Mitbestimmung. Aber welche Klientel bedienen die Piraten? Sind es nicht in erster Linie die sogenannten Nerds (ehemals langweilige, heute als cool angesehene Computerspezialisten mit gewissen »Macken«). Eine solche Politik ist nicht mehr mit Orten verbunden. Aber Bürgerpolitik ist gerade durch Orte gekennzeichnet.


  Bislang wurde die repräsentative Demokratie als einzig handhabbare Form der Demokratie in einer medialen Massengesellschaft verstanden. Eine partizipative, direkte Demokratie, so die Befürchtung, führe letztlich zu einer Mediokratie. Die Bürger seien nicht frei, sondern vor allem durch die Medien fremdgesteuert. Bürgerpolitik sei im Grunde »Videopolitik« (Giovanni Sartori). Die Piraten weisen zu Recht darauf hin, dass dieses eindimensionale Verständnis von Demokratie als repräsentativer Demokratie der Ergänzung bedarf. Aber auch ihre Vorstellung von Demokratie bleibt letztlich eine halbierte, da sie die Dimensionen des aktiven Engagements vor Ort und des Politischen nicht berücksichtigt. Eine solche Politik ist ortsvergessen. Sie steht nicht wirklich für die Rückkehr der Politik, die durch die Rückkehr der Orte, der Plätze, gekennzeichnet ist.


  Christian Felber, Begründer der Gemeinwohl-Ökonomie, schlägt hingegen ein Drei-Säulen-Modell vor: Die repräsentative Demokratie ist eine Parteiendemokratie, welche Konkurrenz, aber nicht Kooperation fördert. Politik als gemeinwohlorientiertes Handeln schließt Konkurrenz nicht aus, setzt jedoch in erster Linie auf Kooperation. Aus diesem Grund braucht eine Demokratie eine repräsentative, eine direkte und eine partizipatorische Dimension. Akteure auf der repräsentativen Ebene sind vorwiegend die Parteien, das Parlament und die Regierung, auf der direktiven Ebene handeln Bürgerinitiativen, gibt es Volksentscheide. Die dritte Ebene verlangt ausdrücklich eine aktive Präsenz der Bürger: gemeinsames Engagement, gemeinsame Plätze, Institutionen …


  Das gerade von den Piraten immer wieder vorgebrachte Modell einer liquid democracy, in der die Bürger auf den verschiedenen Ebenen mitentscheiden können, ist ein wichtiger Baustein der zweiten Ebene, ersetzt aber keineswegs die dritte Ebene. Die Piraten müssen erkennen, dass die dritte Ebene die fundamentale Ebene unseres Zusammenlebens ist. Hier finden die Begegnungen statt, in denen wir die Werte der Demokratie fühlen.


  Bürgerpolitik ist regelveränderndes Handeln in Permanenz, Mitarbeit an der Störung von Machtpolitik. Sie beginnt nicht mit dem Staat, sie wurzelt nicht in Regierungspolitik. Ihre Basis ist die Praxis der Menschen vor Ort. Bürgerpolitik denkt nicht von oben, von den Gewalten her. Sie begnügt sich nicht damit, Freiheit zu schützen. Sie will Freiheit aufrichten, und zwar von unten her. Bürgerpolitik basiert auf einem Freiheitsverständnis, das in Freiheit mehr sieht als negative Freiheit, als die Freiheit von Zwang. Freiheit bedeutet für sie mehr als das Freiräumen von Hindernissen, als Freisein von etwas. Charakteristisch für das Freiheitsverständnis der Bürgerpolitik ist das Freisein zu etwas. Deshalb ist Bürgerpolitik verbunden mit Visionen vom guten Zusammenleben. Aus ihnen erwachsen die Motivationen vieler Bürger. Visionen sind Erzählungen, vielfach gehen sie aus den großen Erzählungen der Menschheit hervor. Eine der großen Erzählungen, die im politischen Feld immer wieder erinnert wird und zu politischem Handeln motiviert, ist die Erzählung des Exodus. Die Entstehung der USA ist ohne diese Erzählung nicht verständlich. Worum geht es? Die Vorfahren der Israeliten, vormals Halbnomaden, mussten Fronarbeit in Ägypten leisten. Vermutlich flohen sie im 13. Jahrhundert v. Chr. aus Ägypten, dem Land, das sie ausbeutete und knechtete. Der Philosoph Michael Walzer stellt die Bedeutung heraus, die diese Geschichte heute noch für uns besitzt:


  »Wir – oder viele von uns – glauben immer noch an das, was der Exodus uns über Sinn und Möglichkeit von Politik lehrte […]: erstens, daß wo immer man lebt, wahrscheinlich Ägypten ist; zweitens, daß es einen besseren Ort, eine reizvollere Welt, ein Gelobtes Land gibt; und drittens, daß der Weg zu dem Land durch die Wüste führt.«


  


  VII.

  

  Gerechtigkeit ist das Fundament der Politik.


  Machtpolitik und Bürgerpolitik gehören zusammen. Sie konstituieren das Feld der Politik, und zwar als ein Feld der Macht: Die Ordnungsmacht wird durch die Gegenmacht in Bewegung versetzt. Politiker und Bürger, beide sind im Besitz von Macht. Die Machtpolitik steht in der Gefahr, in Herrschaft umzuschlagen. Die Gefahr der Bürgerpolitik besteht darin, selbstbezüglich zu werden. Auch der Bürger kann mit seinem Engagement das Gemeinwohl gefährden. Deutlich wird das im Blick auf die Energiewende. In verschiedenen Städten bilden sich Bürgerinitiativen, die sich gegen mögliche Stromtrassen, Windkraftanlagen oder auch die Lagerung von Atommüll aussprechen. Hier ist an die Adresse der Bürgerinnen und Bürger die Forderung zu richten, dass sie ihre Wünsche, die selbstverständlich dem privaten Wohlbefinden dienen dürfen, immer auch durch die Brille des Prinzips des Gemeinwohls sehen müssen. Alles andere wäre ein ethisch nicht vertretbarer Narzissmus. Studien zeigen, dass die Schaffung ökonomischer Anreize zur Problemlösung, etwa bei der Suche nach Atommülllagern, nicht sinnvoll ist. Es kann aber sehr sinnvoll sein, den betroffenen Städten und Gemeinden öffentliche Güter zur »Kompensation« anzubieten, beispielsweise neue Büchereien, Spielplätze oder eine bessere Ausstattung der Schulen. Durch diese Güter erfahren die Bürgerinnen und Bürger vor Ort nicht nur eine gesamtgesellschaftliche Anerkennung dafür, die Lasten aller zu tragen, sondern sie erhalten gleichzeitig auch Mittel zur Stärkung ihres Zusammenlebens.


  Dass der Bürger sehr schnell zum Narzissten regredieren kann, hängt mit seinem Selbstverständnis zusammen. Bürger begreifen sich zunächst einmal als Advokaten der individuellen Freiheit. Sie verfolgen ihre Interessen und haben als Bürger ihre individuelle Freiheit im Blick. Hier setzt ja bekanntlich die FDP mit ihrer Politik an. Aber der Bürger besitzt durchaus ein Bewusstsein dafür, dass für individuelle Freiheit zu kämpfen nicht nur heißt, für die eigene Freiheit einzustehen, sondern auch die individuelle Freiheit der anderen zu schützen. Der Bürger weiß, dass eine Politik der individuellen Freiheit nicht nur für die Freiheit der bürgerlichen Majorität einsteht, sondern immer auch die Freiheit der Minorität schützen muss. Zu dieser Einsicht, sich auch für die Anliegen der Minorität stark machen zu müssen, drängt ihn nicht zuletzt der Gedanke, nach einer Wahl plötzlich selbst zu einer Minderheit gehören zu können. Was aber ist mit den Minderheiten, die keine Stimme haben?


  Die Kernfrage der Politik lautet, wie wir gut zusammen leben können. Diese Frage bricht erst dann auf, wenn die Frage nach der Gerechtigkeit in ihrem fundamentalen Sinn gestellt wird, wenn es um mehr geht als Fairness. Das geschieht, dem Philosophen Jacques Rancière zufolge, wenn plötzlich diejenigen, die keinen Anteil an der Gesellschaft haben, die sichtbar und doch unsichtbar sind, die zwar eine Stimme haben, aber über keine Sprache verfügen, sich unüberhörbar zu Wort melden, sich unübersehbar zeigen. Es ist diese Unterbrechung, durch die eine Bresche in die Gesellschaft hineingeschlagen wird und die dazu zwingt, neu nach dem, was Gerechtigkeit ist, zu fragen. Alle Politik, Machtpolitik und Bürgerpolitk, hat ihren Ursprung in dieser Unterbrechung, darin, dass der Schrei nach Gerechtigkeit laut wird. Die Gerechtigkeitsfrage ist somit sowohl das Fundament als auch der Motor von Politik überhaupt. Sie ist das Politische, denn dieses steht für den »Anteil der Anteillosen« (J. Rancière).


  Wenn wir von den Anteillosen sprechen, dann sprechen wir von den Menschen, die keinen Anteil an Politik und Gesellschaft haben, die sich außerhalb des Zusammenspiels von Macht und Gegenmacht befinden, die ohne Macht, ohnmächtig sind. Die Anteillosen tauchen in den Konzepten der liquid democracy nicht auf. Daran zeigt sich der blinde Fleck in der Wahrnehmung der Piraten. Aber auch eine SPD, wie Sigmar Gabriel sie sich wünscht, die sich als eine Politik für die ganz breite Mehrheit in unserer Gesellschaft versteht, lässt diesen Blick vermissen. Seine Vision geht von der Einsicht aus, dass die Summe einer Politik für Minderheiten am Ende keine Mehrheit erreiche, dass erst eine Politik der Mehrheit die Verteilungsspielräume für die Hilfen für Minderheiten schaffe. Darin spricht sich ein dezidiert liberales Axiom aus: Ungleiche Verhältnisse sind dann vertretbar, wenn durch sie die Schlechtergestellten besser gestellt werden als zuvor. Mündet diese Politik aber nicht über kurz oder lang in einen Utilitarismus? Wenn Gabriel darin heute das Linkssein der SPD-Politik ausmacht, so hat er vergessen, dass linke Politik von Beginn an immer schon eine Politik der Mehrheit war, dass zu dieser Mehrheit jedoch diejenigen gehörten, die heute zu den Minderheiten zählen: die Elenden. Sie waren in früheren Jahrhunderten die Mehrheit als Masse. Heute hat man den Blick geändert: Mehrheit heißt nun Mitte. Daran ändern auch semantische Neujustierungen nichts. Müsste nicht deutlicher gemacht werden, dass eine Politik der Minderheit immer eine der Mehrheit ist, liegt es doch im humanen Interesse der Mehrheit, sich um Minderheiten zu kümmern? Und ist der Stachel im Fleisch nicht immer der Blick von der Minderheit auf die Mehrheit? Wie kann die politische Debatte anders auf die Grenzen der Gerechtigkeit reflektieren? Vergisst diese Vision linker Politik nicht am Ende das Bedürfnis, dem sie entsprungen ist, nämlich »Leiden beredt werden zu lassen« (Theodor W. Adorno, 1903–1963)?


  Der Anteil- bzw. der Rechtlose schlechthin ist heutzutage der Exilierte, der Flüchtling. Aber nicht jeder Flüchtling ist rechtlos. Sobald der Flüchtling etwa zum Fremden geworden ist, hält er sich ja bereits in der Gesellschaft auf und besitzt eine Sichtbarkeit. Als Fremder ist er Teil und Nichtteil der Gesellschaft zugleich, er ist ein insider-outsider. Der Flüchtling als der Fremde befindet sich in der gesellschaftlichen Ordnung; er ist aber nicht Bestandteil dieser Ordnung. Was den Fremden auszeichnet, ist ein besonderes Wissen. Der Fremde weiß, dass die Ordnungen des Zusammenlebens in gewisser Weise einen künstlichen Charakter besitzen, mithin auch ganz anders aussehen könnten. Diese Erkenntnis ist für Einheimische zunächst schmerzhaft. Flüchtlinge als Fremde sind »Vorläufer neuer Ordnungen« (Vilém Flusser, 1920–1991). Gerade deshalb werden sie von Hiesigen ausgeschlossen. Die Exklusion ist der Versuch, den Fremden in das bestehende Ordnungsgefüge einzupassen. Dazu macht man den Fremden zum Ausländer. Das bedeutet: Man kupiert das Fremdsein um das Teilsein. Durch die Zuschreibung »Ausländer« ist die Welt aus der Sicht der Einheimischen wieder in Ordnung. Inländer und Ausländer stehen sich quasi als Lebewesen gegenüber, die unterschiedliche Elemente bewohnen. Der Fremde wird also zum Ausländer gemacht, um die bestehende Ordnung zu retten. Die klaren Unterscheidungen sollen die vermeintliche Identität sichern: Der Inländer weiß durch den Ausländer, wer er ist. Dieses Scheinwissen, das Identität genannt wird, kommt abhanden, wenn der Ausländer kein Ausländer mehr ist.


  Für den Flüchtling gibt es allerdings bedrängendere Situationen als die Gefahr des Ausschlusses in einer Gesellschaft, dann nämlich, wenn er sich außerhalb jeglicher Ordnung befindet. In dieser Situation besitzt er faktisch »kein Recht auf Rechte« (Hannah Arendt) mehr. Das Exil wird ihm zur Hölle. Das Exil als Hölle ist eine Existenz, die nur noch aus Flucht und Vertreibung besteht. Exil als Hölle bezeichnet eine Existenz, in der von dieser Welt nichts, aber auch gar nichts mehr erhofft werden kann. Ist Flucht der permanente Ausnahmezustand, der Zustand der Rechtlosigkeit, so steht am Ende die Hoffnungslosigkeit. Ein bekannter Witz bringt diese Situation auf den Punkt:


  »1956, nach der Niederschlagung des Volksaufstandes kommt ein ungarischer Flüchtling nach Wien und sucht ein dauerndes Exil. Dass er in Österreich, das schon viele Flüchtlinge aufgenommen hat, nicht bleiben könne, ist ihm von den Behörden sofort nach dem Grenzübertritt gesagt worden. Nun nennen sie ihm Jugoslawien über die Bundesrepublik und die Schweiz bis zu Kanada und Australien alle möglichen Zufluchtsländer, die sie dem Flüchtling auf einem bereitstehenden Globus auch zeigen. Dieser dreht selbst an der Erdkugel und fragt nach einer kurzen Bedenkpause: ›Haben Sie keinen anderen Globus?‹« (frei erzählt von Jacob Taubes)


  Die Hoffnungslosigkeit der Existenz dieses Flüchtlings besteht in der Alternativlosigkeit, gibt es doch keinen anderen Globus. Aber auch in unserer Gesellschaft machen Menschen die Erfahrung, in einem Exil als Hölle zu wohnen. Diese Menschen existieren für die Gesellschaft nicht; sie sind die Unsichtbaren: »Wir wissen alle, dass sie da sind. […] Dass sie für uns arbeiten. Und keine Papiere haben. Illegal sind.« – So schreibt Björn Bicker in seinem Buch über die Illegalen.


  Angesichts der Existenz einer Vielzahl von Rechtlosen in der Weltgesellschaft drängt sich heute die Frage nach dem Repräsentationsbedarf in modernen rechtsstaatlichen parlamentarischen Demokratien neu und anders auf, und zwar nicht nur im Sinne der repräsentativen Demokratie, die Macht, Volkes Macht, repräsentiert, sondern auch im Blick auf die »Repräsentation politischer Ohnmacht« (Johann Baptist Metz). Hier kommt zum Beispiel gerade den Kirchen eine zentrale Rolle zu. Sie müssten Orte sein, an denen diese politische Ohnmacht repräsentiert wird, ist doch das Christentum eine Erzähl- und Erinnerungsgemeinschaft, die in ihrem Kern das Leben eines Anteillosen erinnert: »Die Füchse haben ihre Höhlen und die Vögel ihre Nester; der Menschensohn aber hat keinen Ort, wo er sein Haupt hinlegen kann« (Mt 8,20). Solange es das Christentum in der Gesellschaft geben wird, so lange wird diese Erinnerung immer wieder neu eine Bresche in die Gesellschaft schlagen und eingefahrene Gewohnheiten unterbrechen. Das gilt auch für das Judentum und den Islam. Die Gesellschaft braucht solche Erinnerungen. Durch sie erhält die Gesellschaft eine Öffnung, die sie selbst nicht erzeugt, aber auf die sie angewiesen ist, um eine offene, vom Leid des Anderen verwundbare, mit einem anderen Wort: politische Gesellschaft zu bleiben.


  


  Das Politische zu kennen, heißt wissen, was gerecht ist. Aber wissen wir noch was gerecht ist, wenn wir eine »Europäische Agentur für die operative Zusammenarbeit an den Außengrenzen« (Frontex) ins Leben gerufen haben, um Menschen daran zu hindern, zu uns zu kommen und ihre Menschenwürde einzuklagen? Wissen wir noch, was gerecht ist, wenn Menschen ohne Arbeit »Hartz-IV-Häppchen« erhalten und die Banken Milliarden? Diese Anfragen zeigen, dass mit uns und mit der Politik etwas zutiefst nicht mehr stimmt, dass uns das Politische abhandenzukommen droht.


  VIII.

  

  Leidempfindlichkeit ist die Bedingung aller Politik.


  Damit Politik nicht total wird, damit Machtpolitik nicht in Herrschaft umkippt, darf Politik nicht alles sein. Dennoch hört man immer wieder von kritischen Zeitgenossen den Ausspruch: »Alles ist politisch.« Oder aus der Frauenbewegung: »Das Private ist politisch.« Wenn diese Sätze eine Diagnose sein sollen, mit der festgestellt wird, dass es überall immer nur in erster Linie um Macht geht, dass alle Beziehungen nichts anderes als Machtbeziehungen sind, dann sind diese Sätze falsch. Sollten diese Sätze als Imperative gelesen werden – »Alles soll politisch sein« und »Das Private soll politisch sein« –, dann steckt in diesen Forderungen eine große Gefahr: Wäre alles politisch, so wäre Politik das Totale. Damit Politik nicht das Totale wird, darf sie nicht an erster Stelle stehen. Das gilt sowohl im Blick auf die Machtpolitik als auch im Blick auf die Bürgerpolitik.


  Wie erwähnt, kommen wir nicht als politische Lebewesen auf die Welt. Politik entsteht zwischen den Menschen, nicht im Menschen. Damit überhaupt Politik als ein Zwischen-den-Menschen entstehen kann, damit Menschen nicht nur vom Wert der Gerechtigkeit wissen, sondern Gerechtigkeit erfahren und spüren, bedarf es der Grundfähigkeit, sich vom Leid des Anderen verwunden zu lassen, mitfühlen und mitleiden zu können. Diese Fähigkeit wird in einem vorpolitischen Raum erworben.


  Das Vorpolitische ist die Beziehung des Menschen zum anderen Menschen. Und diese Beziehung ist von Beginn an eine Beziehung, in der Gleichgültigkeit, wie der Philosoph Emmanuel Lévinas (1905–1995) aufweist, keine Möglichkeit ist.


  Beziehung gründet in einer radikalen, nicht delegierbaren Verantwortung des Ich für den Anderen. Man denke an Liebesbeziehungen, etwa an die Liebe der Eltern zu ihrem Kind. Durch Liebe erfahren Menschen Anerkennung und können Selbstvertrauen ausbilden, welches die Voraussetzung eines Selbstwertgefühls ist. Liebesbeziehungen sind die Basis dafür, dass wir Abscheu vor Unmenschlichkeit empfinden, dass wir Glück wahrnehmen, das nicht aus dem Unglück anderer hervorgeht, kurz: dass wir in der Lage sind, mitzufühlen und zu verstehen.


  »Es gibt nichts Schwereres als das Mitgefühl. Selbst der eigene Schmerz ist nicht so schwer wie der Schmerz, den man mit einem anderen, für einen anderen, an Stelle eines anderen fühlt, der sich durch die Vorstellungskraft vervielfältigt, sich in hundertfachem Echo verlängert.« (Milan Kundera)


  Liebe ist die Voraussetzung dafür, gegen Leid anzukämpfen und für Gerechtigkeit einzustehen. Liebe und Gerechtigkeit gehören zusammen, auch wenn Ersterer die Priorität zukommt. Gerechtigkeit ist in ihrem Kern politische Liebe. Sie gründet in dem Bedürfnis, »Leiden beredt werden zu lassen« (Theodor W. Adorno). Ohne dieses Bedürfnis gibt es keine echte Politik.


  Politik, die in diesem Bedürfnis wurzelt, muss sich heute als Anerkennungspolitik verstehen. Als solche darf sie die Frage nach Gerechtigkeit nicht auf Verteilungsfragen reduzieren. Gerechtigkeit muss deshalb heute als individuelles Gerechtwerden verstanden werden. »Individuelles Gerechtwerden heißt hier, mit dem anderen gegen das zu reagieren, wogegen er leidend und klagend reagiert« (Christoph Menke). Durch den darin erhobenen Imperativ der Anerkennung werden die Theorie und Praxis von der Gerechtigkeit bzw. Gleichheit in der liberalen Gesellschaft immer wieder neu im Blick auf den konkreten Menschen in seiner unendlichen Würde befragt. Und so ergeht die Forderung, die Eigenperspektive des Individuums zu berücksichtigen.


  Eine liberale Politik versteht Gerechtigkeit im Sinne der Gleichheit. Gleichheit heißt, jeden gleich zu behandeln, jedem die gleichen Chancen zu eröffnen. Wenn jedoch der Andere immer durch die Brille der Gleichheit betrachtet wird, so erscheint er immer als der verallgemeinerte Andere. Dadurch wird jedoch der Andere seiner Einzigartigkeit und damit seiner Identität beraubt. Auf dieses Problem der Gerechtigkeit hat der Philosoph Theodor W. Adorno hingewiesen, als er davon sprach, dass das Medium der Gerechtigkeit immer auch die Ungerechtigkeit ist. Gleichheit heißt nämlich, jeden gleich zu behandeln. Damit der konkrete Mensch in den Fokus der Politik kommt, muss das Verständnis von Gerechtigkeit als Gleichheit immer wieder aufgebrochen werden durch den Versuch, dem konkreten Anderen gerecht zu werden. Individuelles Gerechtwerden ist der Motor der Gerechtigkeit. Durch das Hörbarwerden der Klagen des Anderen, mit denen dieser auf eine eingewöhnte Gleichheitspraxis reagiert, wird Gerechtigkeit immer gerechter – so der Philosoph Christoph Menke.


  Politik basiert somit auf einer zweifachen Verwundbarkeit: Jedem Menschen kann Leid zugefügt werden, und ein jeder wird vom Leid des Anderen betroffen. Die Erfahrung von Leid verbindet und trennt uns. Sie trennt, da jede Leiderfahrung einmalig ist. Leiderfahrung basiert auf unserer körperlichen Verwundbarkeit: Wir können verletzt werden, nicht nur durch die Gewalt von anderen, sondern auch durch deren Leid, und wir selbst können verletzen. Leid bedeutet mehr als Schmerz. Es trägt den Imperativ seiner Abschaffung in sich. Der hier hineingelesene ethische Anspruch besteht nun darin, wie der Sozialethiker und Lebensberater Peter Rottländer gezeigt hat, nicht bei der Wahrnehmung »des eigenen Leids stehenzubleiben«, sondern zur Wahrnehmung und Abschaffung des Leids des Anderen vorzustoßen.


  Individuelles Gerechtwerden ist Ausdruck politischer Liebe. Politische Liebe ist das Bestreben, das Individuum und die Gesellschaft, das Partikulare und das Ganze in einer Weise miteinander zu verbinden, durch die das Partikulare in zweifacher Weise das Ganze betrifft: Erstens kann der Leidende unterstellen, dass jeder andere seinen Schmerz, sein Leiden auch nicht erfahren möchte und ablehnt; zweitens zielt die damit einhergehende Veränderung auf das Ganze, weil es das Ganze neu orientiert. Erst dann wäre von »eigentlicher Politik« (Slavoj Žižek) zu reden. Politik beinhaltet die Einsicht, dass derjenige, der einen Menschen rettet, die ganze Gesellschaft rettet. Die Leidenschaft der Politik gründet in der »Mitleidenschaft« (Johann Baptist Metz).


  Die Grundfähigkeit, sich vom Leid des Anderen verwunden zu lassen, mitfühlen zu können, wird gefährdet, wenn Kinder keine Anerkennung durch Liebe erfahren oder unter Erfahrungsverlust leiden. Erfahrungsverlust resultiert aus Distanzierungen. Kinder distanzieren sich immer mehr von ihrer Umwelt, wenn sie zunehmend Schockerfahrungen ausgesetzt sind. Werden Kinder mit Gewaltvideos konfrontiert, so muss ihr kindliches Bewusstsein einen Reizschutz mobilisieren. Geschieht dies immer öfter, besteht die Gefahr, dass der Reizschutz auf Dauer gestellt wird. Diese Kinder schotten sich immer mehr von der Umwelt ab, immer weniger gehen Eindrücke in ihre Erfahrung ein. Solche Kinder erleben, aber sie erfahren nichts mehr. Schock zerstört Kontinuität; jede Handlung wird rigoros von der anderen getrennt. Die Dauermobilisierung eines Reizschutzes gegenüber der Umwelt führt zu einer allenfalls rudimentären Ausbildung von Empathiefähigkeit. Ohne Empathie, ohne Mitgefühl kommt Erfahrung und ohne Erfahrung Sinn abhanden, und Sinnverlust bedeutet Werteverlust. Diese Prozesse verändern tief greifend das, was wir unsere Lebenswelt nennen – und damit Politik.


  IX.

  

  Krieg ist kein Mittel der Politik.


  Für Aristoteles war es vollkommen klar, dass Politik nichts mit Despotentum zu tun hat, dass Politik dort aufhört, wo Despotentum beginnt. Der Theologe und Philosoph Thomas von Aquin (1225–1274), der an Aristoteles anknüpfte, verstand Politik als Friedenspolitik. Im Zuge der Neuzeit wurde Politik zunehmend dieser moralischen Qualität beraubt. Politik wurde mehr und mehr zum Herrschaftsinstrument. Erst als der moderne Volkssouveränitätsgedanke, die Idee des bürgerlichen Verfassungsstaates und die Menschen- und Bürgerrechte aufkeimten, trat das Verständnis von Politik als Friedenspolitik wieder in Konkurrenz zur bloßen Machtpolitik. Diese Entwicklungen veränderten das Staatsverständnis. Der Staat ist nicht mehr Selbstzweck, nicht die Menschen sind für den Staat da, sondern umgekehrt gilt: Der Staat ist für die Menschen da.


  Dennoch ist das Verständnis von Politik als Friedenspolitik bis heute alles andere als eine Selbstverständlichkeit. Oft hat man den Eindruck, dass es wieder in den Hintergrund getreten ist. Wenn etwa Politiker der LINKEN der Regierung vorwerfen, »Kriegspolitik« zu betreiben, dann wird deutlich, dass das ursprüngliche Verständnis von Politik bei der LINKEN noch immer tief verschüttet ist. Neben der Friedenspolitik scheint es auch noch so etwas wie eine Kriegspolitik zu geben. Die Erkenntnis, dass der Begriff »Kriegspolitik« ein Widerspruch in sich ist, ist vielerorts vergessen.


  Dabei gehört es zu den Zeichen der Zeit, Politik wieder als Friedenspolitik zu begreifen. Politik hat nichts mit Krieg und auch nichts mit Vernichtung zu tun. Der Philosoph Burkhard Liebsch hat darauf aufmerksam gemacht, dass das politische Feld verlassen wird, sobald jemandem das Recht zu existieren abgesprochen wird. Aus diesem Grund ist die Leitidee der Politik nicht der gerechte Krieg, sondern der gerechte Frieden.


  Die häufige Zitation der berühmten Definition von Carl von Clausewitz (1780–1831), dass der Krieg die Fortsetzung der Politik mit anderen Mitteln sei, zeigt nicht nur, wie virulent das falsche Politikverständnis noch in der Gegenwart ist, sondern ihr liegt auch ein falsches Verständnis des Krieges zugrunde. Zwar gab es bei Clausewitz einen Vorrang der Politik vor dem Krieg, dennoch galt ihm Krieg als ein politisches Instrumentarium. Wobei Politik für ihn hieß, anderen seinen Willen aufzuzwingen. Dass der Bundesverteidigungsminister Thomas de Maizière (CDU) diesen Satz auch heute nachspricht, zeigt, wie weit wir uns von dem, was Politik einmal ausgezeichnet hat, entfernt haben. Der Minister bemüht das Zitat, um deutlich zu machen, dass Politik auch dort nicht endet, wo Soldaten sind. Auf der Basis des Clausewitz-Zitates heißt das aber, dass Soldaten selbst in ihrem Handeln Politik fortführen. Krieg wird dadurch zu einem Instrument der Außenpolitik.


  Sicherlich, es gibt Kriege, und es gibt auch Kriege, die mit guten Gründen gerechtfertigt werden können. Dann sprechen wir von »humanitärer Intervention«. Das berechtigt jedoch nicht dazu, Politik und Krieg gleichzuschließen und von Kriegspolitik zu sprechen. Gewalt im Krieg verfährt in erster Linie nach militärischer Logik. Sie besitzt von sich aus keinen zentralen Bezug zur Politik. Militärische Gewalt hat ihren primären Sinn darin, die Grenzen des politischen Raumes zu schützen, indem sie Feinde abwehrt. Dies ist zugleich ihr Legitimitätskriterium. Für die Politik gilt, dass sie als Machtpolitik nicht nur aus Worten bestehen kann. Sie muss auch in der Lage sein, Gesetze durchzusetzen. Dazu dient die Polizei. Die Polizei unterscheidet sich vom Militär. Aber dieser Unterschied ist durch die Entscheidung des Bundesverfassungsgerichtes vom 3. Juli 2012, einen Einsatz der Bundeswehr auch im Inneren zu erlauben, brüchig geworden. Eine Bestätigung für den Typ des entscheidungsaktivistischen Machtpolitikers. Diese Möglichkeit gefährdet Politik! Umso wichtiger ist es, den Unterschied zwischen Polizei und Militär trotz dieser richterlichen Entscheidung erneut einzufordern. Polizei und Militär unterscheiden sich nicht nur durch den Raum ihres jeweiligen Aktionsradius: Erstere ist für die innere und Letzteres für die äußere Sicherheit zuständig. Auch die Logiken sind unterschiedlich. In Afghanistan darf beispielsweise der deutsche Soldat von der Waffe präventiv Gebrauch machen, wenn Angriffe erwartet werden, während der Polizist die Waffe zur Verteidigung einsetzt. Militärische Macht ist nur dann legitim, wenn ihr Einsatz darauf abzielt, Politik wieder möglich zu machen. Die Gewalt ist dann nur das Mittel, um diesen Zweck zu erreichen. Das heißt aber nicht, dass Politik auf Gewalt beruht. Gewalt darf als Mittel niemals selbstverständlich sein. Mit Hannah Arendt ist daran zu erinnern, dass praktizierte Gewalt verändert. Sie verändert denjenigen, der sie direkt exekutiert. Sie löscht denjenigen aus, dem sie gilt, und sie verändert auch denjenigen, der ihr »nur« zusieht, der von ihr vom sogenannten Hören und Sagen weiß. Erreicht die Politik mit der Gewalt nicht ihr Ziel, »wird das Ergebnis schließlich sein, dass die Welt gewalttätiger geworden ist, als sie es vorher war« (H. Arendt).


  Demokraten können sich nicht damit begnügen, gerechte Verhältnisse nur in ihrem Land zu schaffen. Demokraten können sich als Demokraten nicht aus den Angelegenheiten in anderen Ländern heraushalten, wenn es um die Würde des Anderen geht. Politik entgrenzt Gesellschaften. Dem Politiker ist es deshalb versagt, sich gleichgültig gegenüber dem Anspruch des Anderen zu verhalten. Sogar angesichts des Feindes muss er den Anspruch auf Gerechtigkeit einfordern. Der Politiker kennt in erster Linie Gegner. Er weigert sich, den Gegner zum Feind zu machen. Aber er verschließt nicht die Augen davor, dass es Feinde der Politik gibt. Der Politiker weiß, dass es Feinde gibt. Er weiß überdies, dass Feinde bekämpft werden müssen – notfalls mit dem Militär. Der Politiker wird sich aber nicht dazu hinreißen lassen, den Feind in alle Ewigkeit zum Feind zu erklären. Er ist auf die Hoffnung verpflichtet, dass der Feind nur Feind auf Zeit ist. Das heißt, dass der Politiker im Feind niemals nur den Feind sehen darf. Er muss in ihm immer auch den anderen Menschen sehen, »für den man noch im Exzess kollektiver Verfeindung eine nicht abzuwerfende Mit-Verantwortung trägt« (Burkhard Liebsch).


  X.

  

  Politik braucht demütige Politiker.


  Das Motto der Politik sollte lauten: »Res publica semper reformanda!« Politik bedarf der stetigen Erneuerung. Politik ist immer Politik der Konversion, Umkehr. Damit ist nicht ein opportunistisches Taktieren gemeint. Wenn der bayerische Ministerpräsident, Horst Seehofer, nicht müde wird, immer wieder für mehr Bürgerbeteiligung auf Bundesebene einzutreten, jedoch im Juni 2012, als die Münchener sich gegen die dritte Start- und Landebahn am Flughafen München in einem Bürgerentscheid aussprachen, genau jenen Bürgerwillen infrage stellte, dann ist das Paternalismus, aber nicht Politik. So kann Seehofer vollmundig behaupten: »Es ist doch die verdammte Pflicht, auf die Bevölkerung zu hören …«, und dann im direkten Anschluss ergänzen, »… und Berechtigtes durchzusetzen.« Wer aber entscheidet, ob etwas berechtigt ist? Die Antwort ist klar: der Ministerpräsident.


  Zum Politikersein gehört nicht nur die Bereitschaft, die eigenen Wahrnehmungen und Einstellungen zu erweitern, sondern auch, sie nötigenfalls durch andere zu ersetzen. Damit wird nicht einem anything goes das Wort geredet. Veränderung ist nicht das Gegenteil eines Wertekonservatismus, sondern die Voraussetzung dafür, eine den Werten entsprechende Haltung auszubilden. Was für Werte im Allgemeinen gilt, das gilt für politische Werte im Besonderen: Sie besitzen einen Überschuss. Das heißt, politische Werte enthalten mehr, als wir in der konkreten Situation wahrnehmen und umsetzen können. Was ist Gerechtigkeit? Was ist Freiheit? Was ist Toleranz? – All das sind alte Fragen, die wir auch heute immer wieder neu stellen. Diese Werte widersetzen sich nämlich immer wieder neu den eindeutigen Festlegungen. Von diesem Mehr der Werte haben wir nicht nur ein Wissen, wir fühlen ihn. Wer den Werten dieses Mehr nimmt, zerstört sie. Die Bedeutung der Werte für die Veränderung zeigt sich im Vergleich mit Markwerten: Auch Marktwerte verändern sich. Diese Veränderung geht jedoch nicht von den Werten aus, sondern von den Anbietern eines Gutes und den Bedürfnissen der Nachfrager. Hingegen sind politische Werte nicht einpreisbar. Sie widersetzen sich immer wieder den Auslegungen, und das nicht nur, weil sie von Dritten anders bewerten werden, sondern weil sie selbst eine Mannigfaltigkeit enthalten, die immer wieder neu eine Veränderungsdynamik freisetzt.


  Politik ist das Gegenteil von Rechthaberei. Aus diesem Grund ist Politik wesentlich eine Politik des Kompromisses. Wir benötigen dringend ein neues Verständnis des Kompromisses, denn nur eine Politik des Kompromisses kann eine Politik der Anerkennung anderer sein, da sie den Anderen nicht neutralisiert, sondern dessen Position anerkennt. Eine Politik des Kompromisses verlangt viel von uns allen. Der Philosoph Aviashai Margalit betont, dass der Kompromiss die schmerzhafte Anerkennung des Standpunktes des Anderen ist. Er neutralisiert Feindschaft und geht mit dem Verzicht auf eigene Ansprüche einher. Ein Kompromiss ist aber nur gut, und darauf insistiert Margalit, wenn er frei von Nötigung ist. Eine Politik des Kompromisses hilft, die Kämpfe in der Politik zu beenden, die nicht im Interesse des Gemeinwohls geführt werden. Der Kompromiss durchbricht den Vorrang des Ökonomischen vor dem der Politik, da er auf dem Versprechen der Kooperation und nicht der Konkurrenz beruht. Für eine Politik der Anerkennung ist der Kompromiss nicht die zweitbeste Lösung, sondern fundamental. Eine Politik des Kompromisses benötigt allerdings demütige Politiker. Demut heißt, sich zurückzuziehen, Raum zu geben für Andere und Anderes. Demut ist Veränderungsbereitschaft und als solche »die Voraussetzung gelebter Hoffnung« (Günter Virt). Ihr Gegenteil ist die Vollmundigkeit des Immer-schon-Bescheidwissens.


  Gerade die Vertreter von Oppositionsparteien unterliegen in ihrer Kritik an der Regierungspolitik der Versuchung des Bescheid- und Besserwissens. Das gilt insbesondere für DIE LINKE. Sie tut sich schwer mit einer Politik der Konversion. Sie hat ein klares Feindbild: den Kapitalismus. Wer jedoch Politik auf der Basis eines Feindbildes betrachtet, der ist immer im Recht, der reklamiert Wahrheit für sich. Wer jedoch derart in seiner politischen Identität von seinem Feind abhängt, der muss sich kritisch fragen, ob er sich in seinem Innersten wirklich eine Veränderung, hier: die Abschaffung des Kapitalismus, wünscht. Denn würde der Feind verschwinden, löste sich auch die eigene Identität auf.


  Wahrheit ist nicht etwas, das man besitzen kann. Wer mit Wahrheit konfrontiert wird, der muss sich ändern. Wer von Wahrheit spricht, der kann nicht mehr mit sich identisch sein, denn Wahrheit verlangt immer die Konversion des Menschen.


  Nur eine Politik der Konversion kann eine wahre Politik sein.


  XI.

  

  Politik ist die Kunst des Unmöglichen.


  In unserer Gesellschaft breitet sich eine »Prozessmelancholie« (Peter Sloterdijk) aus. Immer mehr Menschen empfinden ihr Leben als belanglos. Der Philosoph Peter Sloterdijk beschreibt dieses Lebensgefühl mit der Metapher der Rolltreppe. Auf der Rolltreppe kommt man ohne eigenes Zutun automatisch weiter. Alles geht seinen Gang, egal, ob man etwas tut oder nicht. Im Verlauf dieser Entwicklungen wurden Erwartungen verkleinert, Visionen abgeschafft. Die Folgen sind unübersehbar: Resignation auf der einen, Ressentiment auf der anderen Seite. Hier Hass, dort Apathie. Aus dieser Perspektive betrachtet, ist nicht Politikverdrossenheit das dringlichste Problem, auch nicht Politikerverdrossenheit, sondern eine Politikunfähigkeit. Politikunfähigkeit gründet zum einen in Hoffnungslosigkeit, zum anderen in der Angst, der Politik nicht gewachsen zu sein. Politik hat nämlich mit dem zu tun, was alle angeht. Deshalb geht es in der Politik immer um das Ganze. Als solche ist Politik eine stete Überforderung. Die Apathie der Politikunfähigkeit aufzubrechen, das ist das Programm der Rückkehr der Politik.


  Das Gegenprogramm zu dieser Politik ist die immer wieder von Politikern präsentierte »Realpolitik«. Peer Steinbrück steht für den Typus des Realpolitikers in der Gegenwart:


  »Die Wirklichkeit richtet sich – leider – nicht nach der Beschlusslage unserer SPD. Wäre es so, sähe sie zweifellos viel besser aus. Aber wir können und sollten uns auch in unseren Debatten keine andere Welt malen – weder durch Schönreden noch durch Schwarzmalen und am allerwenigsten durch Realitätsferne. Unser Kurs muss hart an der Wirklichkeit sein. Es bleibt auch im 21. Jahrhundert die Aufgabe der deutschen Sozialdemokratie, zu sagen, was ist, und entsprechend zu handeln – solide und pragmatisch, mit Blick auf das Machbare und mit Leidenschaft für das Mögliche. Das mag nicht sonderlich mitreißend klingen, aber diese wenigen Worte beschreiben für mich den Unterschied zwischen ›gut gemeint‹ und ›gut gemacht‹.« (peer-steinbrueck.de/reden-und-texte, 01.12.2012)


  Was aber heißt hier »Realität«, was ist »Wirklichkeit«? Wer weiß schon, was in der Realität möglich ist und was nicht? Ja, wie können wir überhaupt herausfinden, was unsere Wirklichkeit an Möglichkeiten bereitstellt? Wer tatsächlich das Mögliche Wirklichkeit werden lassen möchte, der muss immer auch das Unmögliche wünschen. Realpolitiker definieren Politik mit den Worten Bismarcks: »Politik ist die Kunst des Möglichen.« Wenn politisches Handeln nur als Kunst des Möglichen verstanden wird, wird es sich in der Aufrechterhaltung des Status quo erschöpfen und Möglichkeiten ungenutzt lassen. Das Unmögliche ist nicht das Gegenteil des Möglichen, sondern dessen Bedingung. Da die sogenannte Realpolitik auf diese Zusammenhänge nicht genügend reflektiert, wirkt sie letztendlich krisenverstärkend – und nicht nur das. Sie zerstört mit ihrem sogenannten Realitätssinn Möglichkeitssinn. Ohne eine Politik als Kunst des Unmöglichen gibt es keine Politik als Kunst des Möglichen. Für dieses Politikverständnis stand bekanntlich der tschechische Präsident Václav Havel (1936–2011). Weil Politik die Kunst des Unmöglichen ist, sollte sich, so Hans Magnus Enzensberger,


  »für einen anderen Beruf entscheiden, wer es auf einleuchtende, glatte, eindeutige Lösungen abgesehen hat. Wenn er anspruchsvoll genug ist, wäre die Zahlentheorie für ihn ein verlockendes Arbeitsfeld; wer sich mit weniger begnügt, der möge sich die Zeit mit einer Patience vertreiben, in der Hoffnung, dass sie aufgeht und ihm ein schönes, wenn auch flüchtiges Erfolgserlebnis beschert.«


  Die Rückkehr der Politik steht für eine Politik, die sich nicht mit Realitätssinn begnügt, sondern Möglichkeitssinn entfacht. Es gilt: »Alle Politik muss real sein. Alle Politik muss ideal sein. Beide Sätze sind wahr, wenn sie miteinander verbunden werden und sich wechselseitig ergänzen. Beide Sätze sind falsch, wenn sie einander ausschließen« (Josef Kaspar Bluntschli, 1808–1881). Ein solches Politikverständnis steht quer zum Optimismus der Realpolitiker. Optimismus ist keine politische Kategorie. Politik, so formulierte Friedrich Nietzsche einst, ist das Organon, also das Instrument des Gesamtdenkens. Optimismus denkt nicht das Ganze, Optimismus schneidet weg, lässt aus, kehrt unter den Teppich: negative Tatsachen und Erfahrungen, alles, was außerhalb meines Umfeldes passiert, er halbiert, vergisst Vergangenes. Optimismus ist eine Haltung des Verdrängens. Anders steht es mit der Hoffnung. Hoffnung lässt nicht nur Angst zu, sondern sie ist ohne Angst gar nicht. Wer hofft, der hofft nicht weniger als alles. Hoffnungen sind Garanten dafür, dass die großen Fragen, die Menschheitsfragen – »Was ist Gerechtigkeit? Was ist Freiheit? Was ist Glück?« – nicht vergessen werden.


  Die Zukunftsfähigkeit von Politik basiert auf einem Verständnis von Zukunft, das anderes beinhaltet als den Wunsch, unsere Gegenwart in die Zukunft hinein zu verlängern. Zukunft ist nur dann Zukunft, wenn sie mit dem Neuen verbunden ist. Ohne den Aspekt des Neuen trocknet Politik aus.


  Nachwort


  Politik als Arbeit an einer Kultur der Anerkennung der Anderen in ihrem Anderssein überschreitet Grenzen. Sie ist aber nicht grenzenlos. Die Grenze der Anerkennung ist für sie die Konfrontation mit dem »radikal Bösen«. Das »radikal Böse« steht, dem Philosophen Avishai Margalit zufolge, für die Zurückweisung der Prämisse, »auf der jegliche Moral basiert, nämlich unser gemeinsames Menschsein«. Vom radikal Bösen sprechen wir, wenn Menschen nicht mehr wie Menschen behandelt werden, wenn Menschen nicht mehr nur als verachtenswerte Menschen betrachtet werden, sondern als Nichtmenschen. Margalit beschreibt das radikal Böse mit dem Bild eines Basketballspiels: Ein Foul im Spiel ist eine schlimme Sache. Doch Regelverletzungen sind Teil des Spiels. »Wer dagegen die beiden Körbe zerstört, der zerstört das Spiel. Er richtet sich gegen die Möglichkeit des Spiels schlechthin. […] Ein Anschlag auf die Idee gemeinsamen Menschseins gleicht der Zerstörung der Körbe.«


  Hier endet nicht nur die Kompromissfähigkeit der Politik, sondern hier endet Politik.
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